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Vorwort 

Vor 75 Jahren, am 3. März 1944, wurde vom Schweizerischen Bundesrat der Auftrag zur Ein-
richtung der Eidgenössischen Turn- und Sportschule (ETS) in Magglingen gegeben. Während 
diese zu Beginn im militärischen Interesse stand, steht sie heute als Teil eines Bundesamts 
und unter der Bezeichnung Eidgenössische Hochschule für Sport Magglingen (EHSM) im 
Auftrag der nationalen Sport- und Bewegungsförderung. Die Ortsbezeichnung Magglingen 
steht seit 1999, dem Gründungsjahr des Bundesamts für Sport (BASPO), als Synonym für ein 
einmaliges Förderkonstrukt, das unter einem Dach die nationale Sportpolitik, Sportförderung, 
eine Sporthochschule und zwei Sportzentren vereint. Verbunden durch die Überzeugung, dass 
Sport und Bewegung Beiträge zur gesellschaftlichen Entwicklung leisten und getragen von 
einem gemeinsamen Dienstleistungsverständnis, steht Magglingen ganz im Zeichen der nati-
onalen Sportförderung. 
Als Hochschule gibt sich die EHSM mit der Erfüllung des gesetzlichen Auftrags aber nicht 
zufrieden. Die EHSM möchte sich weiterentwickeln und als Teil des schweizerischen und 
internationalen Hochschulsystems ihren Bildungs- und Wissenschaftsauftrag gemeinsam mit, 
und in Konkurrenz zu anderen Hochschulen erfüllen. Grundbedingung dafür ist die Lehr- und 
Forschungsfreiheit der EHSM. 
Als Leiter des Rektoratsstabs der EHSM ist der Verfasser der vorliegenden Masterarbeit tag-
täglich mit Fragen zur Rolle der EHSM in der Sportförderung, der Hochschullandschaft und 
im Verwaltungskontext konfrontiert. Die vorliegende Masterarbeit ermöglichte es, die Positi-
on der eigenen Institution vor dem Hintergrund einer sich wandelnden Hochschullandschaft 
zu beurteilen. Die EHSM steht vor der institutionellen Akkreditierung. Es wird in diesem Zu-
sammenhang eine Herausforderung sein, den Experten im Akkreditierungsverfahren die Rol-
len der EHSM zu veranschaulichen: als Teil der nationalen Sport- und Bewegungsförderung 
und zugleich als Hochschule mit Autonomie in der Erfüllung des hochschulspezifischen Bil-
dungs- und Wissenschaftsauftrags. 
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Management Summary 

Die kantonalen und über ein Konkordat geführten Deutschschweizer Fachhochschulen sind 
öffentlich-rechtliche Anstalten mit eigener Rechtspersönlichkeit. Als solche werden sie ent-
lang der Public Corporate Governance-Richtlinien der Trägerkantone geführt. 
Mit der Neuordnung der sogenannten Bildungsverfassung und dem Erlass des Hochschulför-
derungs- und Koordinationsgesetzes wurden Veränderungen im Hochschulraum angestossen. 
Der Grundsatz der Hochschulautonomie ist eine der Leitlinien des neuen Rechtsrahmens.  
Mit der vorliegenden Masterarbeit soll aufgezeigt werden, ob und in welcher Form kantonale 
Steuerungsbedürfnisse und Autonomieansprüche der öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer 
Fachhochhochschulen miteinander vereinbar sind.  
Zunächst wurde untersucht, welche Eigenschaften autonome Hochschulen besitzen sollten. 
Dazu wurden Ansprüche an die Hochschulautonomie aus Sicht der Politik, der Hochschulen 
und der Hochschulmitarbeitenden betrachtet und beurteilt. Anschliessend wurde der Blick auf 
die Schweizer Fachhochschulen gerichtet, die als Untersuchungsgegenstand und eigener 
Hochschultyp im Schweizer Hochschulsystem deutliche Unterschiede zu den universitären 
Hochschulen und den Pädagogischen Hochschulen aufweisen. 
Im nächsten Schritt wurden die Public Corporate Governance-Richtlinien der Fachhochschul-
trägerkantone betrachtet und eine Auswahl solcher Kriterien getroffen, die als gemeinsame 
Steuerungsanliegen der Kantone wahrgenommen werden. 
Der aktuelle Wissensstand zu den Themen Hochschulautonomie, Fachhochschulen und Public 
Corporate Governance wurde über Literatur- und Dokumentenanalysen aufgearbeitet. An-
schliessend wurde im Sinne einer zusammenfassenden Inhaltsanalyse nach Mayring ein Ras-
ter erstellt, das die Kriterien der Hochschulautonomie und der Public Corporate Governance 
der Trägerkantone beinhaltet. Die Kriterien wurden einander gegenübergestellt, um Span-
nungsfelder zwischen den Steuerungsbedürfnissen der Kantone und den Autonomieinteressen 
der Fachhochschulen zu identifizieren. 
Die öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschulen wurden entlang der Kriterien 
der Public Corporate Governance und der Hochschulautonomie eingeordnet und es wurde 
festgestellt, inwieweit sie die Kriterien erfüllen. Die Hochschulen wurden entlang des Ab-
laufmodells der strukturierenden Inhaltsanalyse nach Mayring in das Kriterienraster eingeord-
net. 
Über die Analyse wurde festgestellt, dass die Kriterien der Public Corporate Governance in 
der Regel auf die Aussensteuerung der ausgelagerten Einheiten abzielen und die Kriterien der 
Hochschulautonomie in der Regel auf die Binnensteuerung der Hochschule. Damit erweisen 
sich die Steuerungsbedürfnisse der Kantone als grundsätzlich vereinbar mit den Autonomie-
anliegen der Fachhochschulen. Mit der Rechenschaftslegung durch die Hochschule gibt es gar 
einen Bereich, der – aus unterschiedlichen Motiven – sowohl aus Binnen- als auch Aussen-
sicht bedeutsam ist. 
Spannungen zwischen den Anliegen der Public Corporate Governance und der Hochschulau-
tonomie entstehen dort, wo die Trägerkantone Kriterien zur Binnensteuerung und umgekehrt, 
die Hochschulen Kriterien zur Aussensteuerung formulieren. Deutlich wird dies etwa bei Kri-



terien zur Besetzung des Hochschulboards oder zur Art und dem Umfang von Zielvorgaben 
der Trägerkantone für die Fachhochschulen. Zugleich konnte festgestellt werden, dass betref-
fend Zulassung und Auswahl von Studierenden nationale hochschulpolitische Vorgaben auf 
die Binnensteuerung der Hochschulen wirken. 
Neben den öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen mit eigener Rechtspersönlichkeit wurde 
auch die einzige Fachhochschule des Bundes, die Eidgenössische Hochschule für Sport Mag-
glingen, entlang der Kriterien analysiert. Die EHSM ist Teil der zentralen Bundesverwaltung 
und die Analyse zeigte auf, dass die EHSM insbesondere mit Blick auf die Hochschulauto-
nomie grossen Handlungsbedarf aufweist. Mögliche Massnahmen zur Entwicklung der Hoch-
schulautonomie wurden diskutiert und auf Umsetzbarkeit hin überprüft. 
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1. Ausgangslage 

1.1 Ausgangssituation 

Auf der Grundlage des Fachhochschulgesetzes vom 6. Oktober 1995 (FHSG) genehmigte der 
Bundesrat 1998 sieben Fachhochschulen, die sich aus den früheren Höheren Technischen 
Lehranstalten (HTL), den Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen (HWV) und den 
Höheren Fachschulen für Gestaltung (HFG) gebildet hatten. Die heutige Fachhochschulland-
schaft umfasst sieben öffentlich-rechtliche und eine private Fachhochschule. Die öffentlich-
rechtlichen Fachhochschulen werden jeweils von einem oder mehreren Kantonen getragen. 
Der Hochschulraum wird aktuell massgeblich umgestaltet, Kennzeichen dieses Prozesses sind 
die Neuordnung der sogenannten Bildungsverfassung mit der Einfügung des Hochschularti-
kels (Art. 63a BV) und dem Erlass des Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetzes 
(HFKG). "Leitlinien dieses neuen Rechtsrahmens sind die Sicherung der Qualität, die Förde-
rung des Wettbewerbs unter gleichzeitiger Sicherstellung der Koordination zwischen den Ein-
richtungen im Hochschulbereich, das Differenzierungs- und Gleichbehandlungsgebot zwi-
schen den Institutionen sowie der Grundsatz der Hochschulautonomie" (Epiney & Kern, 
2016, S. 1, 2). 

1.2 Problemstellung, Zielsetzung und Abgrenzung der Arbeit 

1.2.1 Problemstellung 

"Ein leistungsorientierter, hohen Qualitätsansprüchen genügender Hochschulraum Schweiz 
gründet notwendigerweise auf autonomen Hochschulen. Autonomie ist ein geradezu konstitu-
tives Element für Wissenschaft und Bildung. Nur autonome Institutionen haben die nötige 
Freiheit, um sich in einem von Wettbewerb geprägten Umfeld eigenständig zu profilieren" 
(Schweizerischer Bundesrat, 2009a, S. 4603). Die verfassungsrechtlichen Kompetenzen von 
Bund und Kantonen namentlich zur Koordination des Hochschulbereichs gemäss Hochschul-
förderungs- und Koordinationsgesetzes (Art. 63a Abs. 3 HFKG) implizieren aber bereits eine 
gewisse Begrenzung der Hochschulautonomie. Zugleich sind die Kantone Träger der sechs 
öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der Schweiz und haben damit ein definiertes Steue-
rungsrecht, aus dem sich auch ein Steuerungsbedürfnis ableitet. Dieses zeigte sich Anfang 
2019 etwa an den Forderungen der Grossräte des Kantons Bern zur Reduktion der Studien-
gänge der Berner Fachhochschule (BFH) (BFH, 2019) oder an der durch den Regierungsrat 
des Kantons Graubünden kommunizierten Loslösung der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft Chur (HTW Chur) aus der Fachhochschule Ostschweiz (FHO) (Bühler, 2016). 
Mit dem sogenannten Corporate-Governance-Bericht formulierte der Bundesrat 2006 Vorga-
ben zur Ausformung und Führung von ausgelagerten Einheiten des Bundes (Schweizerischer 
Bundesrat, 2006). Diese Vorgaben besitzen im föderalistischen schweizerischen Bundesstaat 
keine Verpflichtung für die Kantone. Wie sich aber feststellen lässt, haben bereits viele Kan-
tone in Anlehnung an den Corporate-Governance-Bericht des Bundesrats konzeptionelle 
Grundlagen für entsprechende kantonale Vorgaben formuliert.  
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Es lässt sich feststellen, dass sich die öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen in einem Span-
nungsfeld zwischen staatlichen Steuerungsrechten und den Anforderungen des Hochschul-
raums an die Hochschulautonomie bewegen. 

1.2.2 Zielsetzung 

Im Rahmen der Masterarbeit soll daher folgender Frage nachgegangen werden: 
 
Wie verhalten sich Anforderungen der Public Corporate Governance (PCG) zur Hochschulau-
tonomie an den öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der Deutschschweiz? 
 
Unterfragen: 

• Anhand welcher Kriterien lässt sich Hochschulautonomie bestimmen? 
• Wo stehen die öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschulen in Bezug auf 

die einzelnen Kriterien? 
• Wie wird die politisch zugestandene Autonomie durch die strategischen Gremien 

übersetzt und auf die operativen Einheiten der Fachhochschulen weitergegeben? 
• Welche Anforderungen der Public Corporate Governance werden an den öffentlich-

rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschulen umgesetzt? 
 
Mit der eidgenössischen Hochschule für Sport Magglingen (EHSM) verfügt auch der Bund 
über eine Institution des Fachhochschulbereichs. Diese ist Teil des Bundesamts für Sport 
(BASPO) und damit Teil der zentralen Bundesverwaltung. Mit dem Bundesgesetz über die 
Förderung von Sport und Bewegung (SpoFöG), der dazugehörigen Verordnung (SpoFöV) 
und der Verordnung des Departements Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
über die Eidgenössische Hochschule für Sport (EHSM-V), werden Aufgaben und Organisati-
on der EHSM geregelt. An die EHSM werden im Rahmen der institutionellen Akkreditierung 
gemäss HFKG dieselben Anforderungen gestellt, wie an die anderen Institutionen des Hoch-
schulbereichs. Im Sinne eines Transfers sollen die Ergebnisse der Fallstudie zum Verhältnis 
von PCG zu Hochschulautonomie auf die EHSM angewandt und eine Antwort auf die fol-
gende Frage gegeben werden: 
 
In welchen Bereichen sollte eine Entwicklung der EHSM erfolgen, damit diese den normativ 
gesetzten Anforderungen an Fachhochschulen im Bereich der PCG und Hochschulautonomie 
gerecht wird? 

1.2.3 Abgrenzung 

Mit der in zwei Etappen erfolgten Inkraftsetzung des HFKG 2015 und 2017 ist eine deutliche 
Veränderung des Schweizerischen Hochschulraums initiiert worden. Mit der Errichtung ge-
meinsamer hochschulpolitischer Organe von Bund und Kantonen und über alle Hochschulty-
pen stellen sich diverse Steuerungsfragen, etwa zur Finanzierung der Hochschulen oder der 
strategischen Positionierung der Hochschulen, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht 
bearbeitet werden können. 
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Ebenso können die Kriterien der PCG als auch der Hochschulautonomie nicht ausführlich 
behandelt werden. Die konsultierte wissenschaftliche Literatur zeigt auf, dass diese Kriterien 
breit und kontrovers diskutiert werden, der Rahmen der Masterarbeit lässt eine Auseinander-
setzung mit diesen Diskussionen nicht zu. 

1.3 Methodisches Vorgehen 

Zunächst wird basierend auf einem umfassenden Literaturstudium der aktuelle Wissensstand 
zur Hochschulautonomie, der PCG und den Schweizerischen Fachhochschulen aufgearbeitet. 
Im Sinne einer zusammenfassenden Inhaltsanalyse in Anlehnung an Mayring (2010) werden 
anschliessend solche Kriterien der PCG ausgewählt, welche internationale, nationale und kan-
tonale Ansprüche verknüpfen. Das Vorgehen lehnt sich dabei an die sieben Schritte des Ab-
laufmodells zusammenfassender Inhaltsanalyse von Mayring (2010, S. 68) an. "Das Grund-
modell der zusammenfassenden qualitativen Inhaltsanalyse lässt sich sehr gut für die indukti-
ve Bildung von Kategorien verwenden, die dann im weiteren Verlauf der Auswertung, z.B. 
bei der strukturierenden Inhaltsanalyse, deduktiv angewendet werden" (Kuckartz, 2010, S. 
96). Das daraus resultierende Kriterienraster zur PCG und die Erkenntnisse aus der Literatur-
arbeit zur Hochschul- und Fachhochschulautonomie legen die deduktiv hergeleitete Grundla-
ge für die empirische Arbeit. 
Im ersten empirischen Arbeitsschritt werden die Deutschschweizer Fachhochschulen in das 
Kategoriensystem eingeordnet und im Sinne einer Standortbestimmung wird festgestellt, in-
wiefern diese den aus der Theorie hergeleiteten, normativ gesetzten Kriterien entsprechen. Im 
zweiten empirischen Arbeitsschritt wird die EHSM entlang der theoretisch hergeleiteten Kri-
terien eingeordnet und der bestehende Handlungsbedarf mit Blick auf die angelegten Kriterien 
identifiziert. 
Die Einordnung der Deutschschweizer Fachhochschulen als auch der EHSM erfolgt entlang 
des Ablaufmodells der strukturierenden Inhaltsanalyse nach Mayring (2010, S. 93). Zur Ko-
dierung und Analyse der Daten wird die QDA-Software MAXQDA 2018 (Release 18.2.0) 
verwendet, das Vorgehen orientiert sich dabei an den Ausführungen von Kuckartz zur compu-
tergestützten Analyse qualitativer Daten (2010). 
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2. Theorie: Public Corporate Governance und Hochschulautonomie 

Ziel des theoretischen Teils ist es, ein aus der Literatur hergeleitetes Modell zu bilden, das für 
die Steuerung der öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen geeignet ist. Dieses Modell soll 
Anliegen im Sinne der PCG aufnehmen und zugleich sicherstellen, dass Ansprüche an die 
Hochschulautonomie gewährleistet sind. In Kapitel 2.1 wird der Blick auf die Hochschulau-
tonomie gerichtet und Kapitel 2.2 befasst sich mit der PCG. In Kapitel 2.3 werden Ansprüche 
zur Hochschulautonomie und Anliegen der PCG miteinander diskutiert um schliesslich in 
Kapitel 2.4 das Kriterienmodell zu entwickeln, auf dessen Grundlage die empirischen Analy-
sen stattfinden werden. 

2.1 Hochschulautonomie und ihre Dimensionen 

2.1.1 Verschiedene Vorstellungen von Hochschulautonomie  
(politisch – institutionell – individuell) 

"Der etymologische Gehalt des Wortes Autonomie, die griechische autonomˋa (autos – selbst, 
nomos – Gesetz), bezeichnet die Berechtigung, sich selbst Gesetze zu geben" (Konegen, 
2010, S. 5). Im Verständnis der soziologischen Hochschulforschung wird daraus "(…) die 
Unabhängigkeit in der Selbstregulierung" (Stichweh, 2004, S. 6), oder aus rechtlicher Sicht 
"(…) das Recht auf Selbstverwaltung" (Ehrenzeller, 2007a, S. 212) geschlossen.  
Wie Ehrenzeller (ebd, S. 212) oder auch Nickel (2011, S. 126) ausführen, fehlt allerdings eine 
einheitliche Begriffsdefinition für Hochschulautonomie, so dass unterschiedliche Verständ-
nisse, insbesondere zwischen Politik und Hochschulen und zwischen Hochschulen und Hoch-
schulmitarbeitenden (Tremp & Tresch, 2016, S. 14) miteinander konkurrieren. Die Politik 
verbindet mit der Autonomie "(…) klare Anforderungen an die Übernahme institutioneller 
Verantwortung und zwar in einer bestimmten Art und Weise" (Nickel, 2011, S. 126) oder 
hält, wie es Konegen (2010, S. 5) ausdrückt fest: "Institutionelle Autonomie bedarf (…) eines 
politisch gestalteten Handlungsrahmens, damit nicht individuelle Präferenzen der Hoch-
schulmitglieder den Einsatz der Ressourcen steuern." 
Die Hochschulen vertreten den Standpunkt "(…) der Staat solle den Institutionen ausreichend 
Geld geben und sie auf Vertrauensbasis in Ruhe arbeiten lassen" (Nickel, 2011, S. 126). "Man 
muss von auβen jederzeit den Eindruck gewinnen, dass tatsächlich freie Wissenschaft betrie-
ben wird" (Müller, 2014, S. 386). Die Autonomie muss also die Unabhängigkeit der Hoch-
schule von Einflussnahme von aussen garantieren.  
Diese Erwartung wird dabei nicht nur an die Hochschule, sondern auch an die Hochschulmit-
arbeitenden gestellt. "In der Forschung entscheiden sie selbst, wie sie mit den für sie verfüg-
baren Ressourcen umgehen und welche Forschungsfragen sie hauptsächlich bearbeiten. In der 
Lehre stehen die inhaltliche Schwerpunktsetzung und die Gestaltung der Veranstaltungen im 
Zentrum. Dieser Verantwortung entspricht auch die Pflicht, im Austausch mit der Scientific 
Community die eigenen Entscheidungen und Tätigkeiten – und die innere Unabhängigkeit – 
immer wieder zu überprüfen. Mit dem Recht auf akademischen Freiraum ist auch die Frage 
verbunden, welche Abhängigkeiten vorhanden sind und wie diese Abhängigkeiten das wis-
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senschaftliche Tun beeinflussen" (Tremp & Tresch, 2016, S. 15). Wie der Deutsche Wissen-
schaftsrat feststellt, sind die Lehr- und Forschungstätigkeiten "(…) wesentlich durch Eigenra-
tionalitäten und -dynamiken der Wissenschaft geprägt und lassen sich kaum von aussen steu-
ern. Wissenschaftlicher Fortschritt kann nur erzielt werden, wenn Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler Forschungsthemen und methodische Ansätze eigenverantwortlich bestimmen 
können" (2018, S. 7). 

2.1.2 Funktion der Autonomie für Hochschulen 

Unbestritten scheint auf allen drei Ebenen die Bedeutung der Autonomie für das Funktionie-
ren von Hochschulen. Dies kommt zunächst in Art. 63a Abs. 3 BV zum Ausdruck, der Bund 
und Kantone mit der Koordination und der Gewährleistung der Qualitätssicherung im schwei-
zerischen Hochschulwesen beauftragt und Bund und Kantone auffordert, dabei auf die Auto-
nomie der Hochschulen Rücksicht zu nehmen. "Die Autonomie der Hochschulen wird durch 
Verfassung und Gesetz begründet. Sie kann auf unterer Stufe (zB. durch Leistungsvereinba-
rung zwischen Träger und Hochschule oder durch andere Behörden- oder Verwaltungsakte) 
weder begründet noch erweitert oder begrenzt werden" (Sidler, 2005, S. 5). Ehrenzeller 
(2007a, S. 218) sieht den wesentlichen Wert der Autonomie darin, "(…) der Hochschule als 
Ganzes die Erfüllung ihres Auftrags – va. in Lehre, Forschung, Nachwuchsförderung, Innova-
tion, Dienstleistungen – auf bestmögliche Weise zu ermöglichen." Die Gesamtkonferenz der 
drei Rektorenkonferenzen CRUS, KFH und SKPH sieht in der Autonomie den "Grundpfeiler 
des Erfolgs. Sie sichert die Exzellenz von Lehre und Forschung; die Qualität der Führungs-
entscheide der Hochschulorgane; die Wettbewerbs- und Kooperationsfähigkeit der Hochschu-
len" (2005, S. 1). Spoun und Weiner (2017, S. 182) betrachten die Autonomie gar als "die 
erste für Hochschulen prägende Eigenheit (…)" und argumentieren dafür mit fünf Gründen 
(vgl. ebd., S. 187f): 

Hochschulen sind ausschliesslich der Wahrheit verpflichtet, sie erkennen besser 
als Politik bzw. Verwaltung Chancen zur Entwicklung, sie müssen aus Gründen 
der Wettbewerbsfähigkeit gewisse Informationen für sich behalten, müssen auch 
aus Wettbewerbsgründen eine gewisse Risikobereitschaft an den Tag legen kön-
nen und schliesslich wissen Hochschulen besser als die Politik, dass ein Mehr 
(z.B. an Absolventenzahlen) nicht immer auch besser bedeutet. 

Auch Ehrenzeller (2007b, S. 689) nimmt die Thematik der Wettbewerbsfähigkeit auf, aller-
dings auf europäischer Ebene, und betont mit Verweis auf die Bologna-Erklärungen, "(…) 
dass die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Hochschulraums in der Autonomie der ein-
zelnen Hochschulen gründet." 

2.1.3 Arbeitsdefinition von Hochschulautonomie 

Fasst man die Ausführungen in den Kapiteln 2.1.1 und 2.1.2 zusammen, so lässt sich feststel-
len, dass von politischer und institutioneller Seite als auch von Seiten der Hochschulmitarbei-
tenden Vorstellungen darüber bestehen, was Hochschulautonomie ausmacht. Zugleich ist un-
bestritten, dass die Autonomie eine hohe Bedeutung für die Hochschule besitzt. 
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2.1.3.1 Politische Sicht auf Hochschulautonomie 

Aus politischer Sicht muss die Autonomie der Hochschule "(…) allgemeine Auflagen oder 
allgemeine Rahmenbedingungen der Gesetzgeber enthalten, deren Erfüllung nicht freiwillig 
ist" (Sidler, 2005, S. 12). Die Politik muss also die Möglichkeit haben, den Rahmen der 
Hochschulautonomie zu bestimmen und sich auf diese Aufgabe zu reduzieren. "Eine Hoch-
schule ist dann autonom, wenn ihr Träger sich auf die politische Steuerung der Hochschule 
(mit Leistungsvereinbarung - oder einem anderen Instrument der Zielvereinbarung, Global-
budget und Rechenschaftsablage) beschränkt" (Rektorenkonferenz, 2005, S. 1). 

2.1.3.2 Institutionelle Sicht auf Hochschulautonomie 

Epiney (2019, S. 118) führt zur Autonomie auf institutioneller Ebene folgendes aus: 
(…) Autonomie [ist] so auszugestalten und zu leben, dass die geeigneten Rah-
menbedingungen für die wissenschaftlichen Aktivitäten gewährleistet sind und die 
Universitäten ihre spezifische Aufgabe erfüllen können, dies bei gleichzeitiger 
Wahrung der Handlungsfreiheit der Institutionen im Hinblick auf ihre Profilierung 
und Positionierung. Nur soweit hier ein Gleichgewicht erreicht wird, dürften die 
Universitäten auch langfristig in der Lage sein, ihre spezifische, für Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik eine grosse Bedeutung zukommende Rolle wahrzuneh-
men. 

Dubs (1996, S. 12) gliedert die umfassende Autonomie im Schulbereich in die Einheiten Fi-
nanzautonomie, Organisationsautonomie und Lehrplanautonomie, wobei er die Finanzauto-
nomie in Personal-, Investitions- und Betriebskostenautonomie weiter untergliedert. Die Rek-
torenkonferenz nimmt diese Ansätze in ihrem Positionspapier wieder auf und konkretisiert 
folgendermassen für den Hochschulbereich (2005, S. 2): 

Autonome Hochschulen geben sich eine geeignete Führungsstruktur und ver-
pflichten sich zur Selbstkontrolle; beschliessen im Rahmen der mit der Träger-
schaft vereinbarten Vorgaben autonom über ihre Zielsetzungen; setzen geeignete 
Qualitätsentwicklungssysteme ein; verfügen über Finanz- und Personalautonomie 
und haben das autonome Verfügungsrecht über ihre Immobilien und Einrichtun-
gen; lassen ihre Jahresrechnungen und Bilanzen durch eine unabhängige Revisi-
onsstelle prüfen. 

Die Rektorenkonferenz erweitert also die Lehrplanautonomie Dubs auf eine mit der Träger-
schaft abgestimmte Zielsetzungsautonomie, konkretisiert die Organisationsautonomie mit den 
Begriffen der 'geeigneten Führungsstruktur', 'Selbstkontrolle', 'Qualitätsentwicklungssysteme' 
und ergänzt im Bereich der Finanzautonomie im Sinne der Selbstkontrolle mit der unabhängi-
gen Überprüfung der Jahresrechnung und der Bilanzen. 
Mit der Unterzeichnung der Bologna-Deklaration 1999 hat sich die Schweiz zum Europäi-
schen Hochschulraum bekannt. Daher bietet es sich an, neben der nationalen Sicht auch euro-
paweite Studien zur Hochschulautonomie in die Überlegungen einzubeziehen. Basierend auf 
den drei Studien des Centers für Higher Education Policy Studies Konsortiums (CHEPS, 
2006), der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD, 2008) 
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und der European University Association (EUA, 2009) haben De Boer et al. (2010, S. 33) ein 
Modell entwickelt, das Nickel (2011, S. 127) übernommen hat (siehe Abbildung 1). 
 

 
Abbildung 1: Dimensionen der Hochschulautonomie nach Nickel (2011, S. 127) 
 
De Boer et al. und Nickel legen zwar andere Autonomiedimensionen als Dubs und die 
Schweizerische Rektorenkonferenz an, die diesen zugeordneten Verantwortlichkeiten der 
Hochschulen lassen sich aber problemlos in die verschiedenen Autonomiebereiche nach Dubs 
einsortieren. Für die Weiterarbeit werden daher die Verantwortlichkeiten nach De Boer et al. 
und Nickel als Kriterien in der Hochschulautonomie aufgeführt (vgl. Abbildung 1). 

2.1.3.3 Sicht der Hochschulmitarbeitenden auf Hochschulautonomie 

Wie der Deutsche Wissenschaftsrat ausführt (2018, S. 24), müssen Hochschulen Rahmenbe-
dingungen schaffen, damit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ihren Tätigkeiten in 
Lehre, Forschung, Entwicklung und Dienstleistung nachgehen können. 

Damit die einzelnen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ihre Freiheitsrech-
te wahrnehmen können, sind sie auf einen organisatorischen Rahmen angewiesen, 
der die Ressourcenverteilung vornimmt, arbeitsteilige Prozesse in Lehre und For-
schung organisiert, administrative Unterstützung leistet und die erforderlichen Inf-
rastrukturen bereitstellt. Dies stellt eine wesentliche Aufgabe von Hochschulen 
dar. 

Allerdings muss diese individuelle Autonomie eingeschränkt werden, damit die Gesamtinsti-
tution ihre Ziele erreichen kann: "Eine Hochschule kann nur erfolgreich sein, wenn sie führ-
bar ist. Die Einzel-Ziele und Einzel-Aktivitäten über alle Stufen müssen folglich zu den stra-
tegischen Zielen konsistent sein" (Sidler, 2005, S. 12). 
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2.1.3.4 Zusammenfassung 

Fasst man die Ausführungen zusammen, so muss eine Hochschulautonomie, welche den An-
sprüchen der Politik, der Institution sowie den Hochschulmitarbeitenden gerecht wird, die in 
Tabelle 1 abgebildeten Anforderungen erfüllen: 
 
Dimension Kriterien 
Politische Steuerung 
durch Träger 

• Der Träger formuliert Zielvorgaben für die Hochschule; 
• Der Träger stellt ein Globalbudget bereit; 
• Der Träger hat ein Recht auf Rechenschaftslegung durch die 

Hochschule. 
Zielsetzungsautonomie 
der Hochschule 

• Die Hochschule beschliesst autonom über Zielsetzungen 
(basierend auf Vorgaben des Trägers); 

• Die Hochschule hat die Entscheidkompetenz über ihre Stra-
tegie und ihr Profil; 

• Die Hochschule hat die Entscheidkompetenz über die Ent-
wicklung von Lehr- und Forschungsprogrammen. 

Organisationsautonomie 
der Hochschule 

• Die Hochschule hat Autonomie in der Festlegung einer ge-
eigneten Führungsstruktur; 

• Die Hochschule hat Autonomie zur Festlegung der internen 
Strukturen; 

• Die Hochschule verpflichtet sich selbst zu Selbstkontrolle / 
zu Reporting; 

• Die Hochschule betreibt ein Qualitätsentwicklungssystem, 
das mindestens die Bereiche Lehre und Forschung abdeckt; 

• Die Hochschule hat die Kompetenz zur Auswahl der Studie-
renden; 

• Die Hochschule hat die Kompetenz zur Festlegung der An-
zahl Studienplätze. 

Personalautonomie der 
Hochschule 

• Die Hochschule hat die Entscheidkompetenz über Berufun-
gen; 

• Die Hochschule hat die Entscheidkompetenz über Entschä-
digungen. 

Finanzautonomie der 
Hochschule 

• Die Hochschule besitzt das Verfügungsrecht über Immobi-
lien und Einrichtungen; 

• Die Hochschule hat die Kompetenz, um über die interne 
Verteilung öffentlicher und privater Mittel zu entscheiden; 

• Die Hochschule hat die Möglichkeit, finanzielle Mittel am 
Markt zu beschaffen; 

• Die Hochschule hat die Möglichkeit, Reserven aufzubauen 
und/ oder nicht benötigte Mittel in das nächste Jahr zu über-
nehmen; 
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• Die Hochschule hat die Hoheit darüber, wie das vom Träger 
gesprochene Globalbudget verwendet wird; 

• Die Jahresrechnung und Bilanzen der Hochschule werden 
durch eine unabhängige Revisionsstelle geprüft. 

Rahmenbedingungen 
für 'eingebettete' indivi-
duelle Lehr- und For-
schungsautonomie 

• Die Untereinheiten haben Zielvereinbarungen mit der Hoch-
schule, die Raum für individuelle Schwerpunktsetzungen 
bieten; 

• Die Untereinheiten haben Finanzen und Personal für Lehr- 
und Forschungstätigkeit; 

• Die Untereinheiten verfügen über geeignete Infrastrukturen. 
Tabelle 1: Kriterien der Hochschulautonomie (eigene Darstellung) 
 
Die Autonomie der Hochschulen, und insbesondere die der kantonal oder über ein Konkordat 
geführten Fachhochschulen, muss vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Auftrags der 
Fachhochschulen, der Trägerschaft der Fachhochschulen und den Entwicklungen im Public 
Management betrachtet und weiter konkretisiert werden. Denn die öffentlich-rechtlichen 
Deutschschweizer Fachhochschulen sind ausgelagerte Anstalten, welche entlang der Prinzi-
pien der PCG durch die Träger gesteuert werden. Dementsprechend wird nun in Kapitel 2.2 
der Aspekt der Public Corporate Governance beleuchtet und anschliessend in Kapitel 2.3 auf-
gezeigt, wie dieser auf die Autonomie der kantonal oder über ein Konkordat geführten 
Deutschschweizer Fachhochschulen wirkt. 

2.2 Public Corporate Governance und ihre Dimensionen 

2.2.1 Auslagerung von Staatsaufgaben 

"Der moderne Leistungsstaat verändert sich zunehmend zum postmodernen Gewährleistungs-
staat. Der Staat ist gemäss diesem Staatsverständnis nicht mehr durchwegs selbst der Leis-
tungserbringer, sondern er überträgt die Erfüllung gewisser öffentlicher Aufgaben auf beson-
dere Verwaltungsträger" (Lienhard, 2008, S. 44). Es "(…) entsteht eine Gewährleistungsver-
waltung, welche zielgerichtet, aber autonomer und mit mehr Verhandlungsspielraum handelt. 
(…) Der öffentlichen Verwaltung kommt im Gewährleistungsstaat die Aufgabe zu, für die 
Sicherstellung der Leistungserbringung der demokratisch festgelegten Aufgaben, die Verant-
wortung zu übernehmen" (Schedler et al., 2007, S. 9). Diese Entwicklung ist nicht nur in der 
Schweiz, sondern im gesamten europäischen Raum zu beobachten und zeigt sich in der Über-
führung von Verwaltungseinheiten in öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Organisati-
onseinheiten (Steiner et al., 2015, S. 59). Man erhofft sich durch die Auslagerung Vorteile wie 
"Grössere Flexibilität im Allgemeinen (z.B. durch eigenes Personalrecht), zusätzlicher unter-
nehmerischer Handlungsfreiraum (z.B. durch eigene Rechnungsführung), Entpolitisierung 
(klarere Trennung zwischen politischer und betrieblicher Einflussnahme), effizientere Aufga-
benerfüllung (kürzere Entscheidwege), Konzentration des Fachwissens (besondere Dach-
kenntnisse), Kooperationsfähigkeit" (Lienhard, 2008, S. 46). Zugleich muss dem Staat be-
wusst sein, dass sich der Steuerungszugriff auf eine ausgelagerte Einheit stark verändert. "Sie 
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ist nicht mehr in die Hierarchie der Verwaltung eingebunden und verkörpert nun eine recht-
lich selbständige Organisation bzw. ein rechtlich selbständiges Unternehmen mit eigenen 
Kompetenzen und Verantwortungen" (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2006, S.47). 
Doch nicht alle Aufgaben des Staates lassen sich auslagern. Als Entscheidgrundlage für die 
Auslagerung von Aufgaben, hat der Bundesrat eine sogenannte Aufgabentypologie erstellt, 
die zwischen vier Typen unterscheidet (Schweizerischer Bundesrat, 2006, S. 2834): Ministe-
rialaufgaben, welche sich nicht zur Auslagerung eignen und innerhalb der zentralen Bundes-
verwaltung zu erfüllen sind; Dienstleistungen mit Monopolcharakter, die ausgelagert werden 
können sofern "(…) ein adäquater politischer Einfluβ auf solche Einheiten und ihre Aufga-
benerfüllung erhalten bleiben" (ebd, S. 2834); Aufgaben der Wirtschafts- und der Sicherheits-
aufsicht, die ausgelagert werden sollen; Dienstleistungen am Markt. "Das erfolgreiche Beste-
hen der mit diesen Aufgaben betrauten Einheiten am Markt bedingt eine Auslagerung" (ebd, 
S. 2834). 
Abhängig davon, um welche Art von Aufgaben es sich handelt, sind aus Sicht des Bundesra-
tes auch unterschiedliche Rechtsformen für die Einheiten vorzusehen. "Für Einheiten, die 
Dienstleistungen mit Monopolcharakter erbringen oder Aufgaben der Wirtschafts- und der 
Sicherheitsaufsicht erfüllen, ist grundsätzlich die öffentlich-rechtliche Organisationsform der 
Anstalt, für Einheiten mit Dienstleistungen am Markt die Rechtsform der privatrechtlichen 
Aktiengesellschaft vorzusehen" (ebd., S. 2835). Dazu Lienhard (2008, S. 46): 

Privatrechtliche Organisationsformen werden dabei hauptsächlich deshalb ange-
strebt, weil damit die Entpolitisierung und die Trennung zwischen Staat und 
Markt verstärkt werden, weil Effizienz und Flexibilität weiter gesteigert werden 
können, weil im Zivilrecht bereits funktionstaugliche Strukturen bestehen, weil 
eine eigene Finanzierung sowie die Möglichkeit von Allianzen und der Bildung 
von Tochterunternehmen erleichtert werden, weil bessere Möglichkeiten zur 
Schaffung von Leistungs- und Effizienzanreizen bestehen, um bei wirtschaftli-
chen Tätigkeiten auf dem Markt mit gleichen Chancen auftreten zu können, um 
die Option einer Aufgabenprivatisierung offen zu halten sowie weil damit allen-
falls eine unmittelbare Haftung der Unternehmensleitung besteht. 

Die Organisationsform der öffentlich-rechtlichen Anstalt dagegen ist "(…) typologisch nicht 
fixiert. Ihre Ausgestaltung ist demnach sehr offen" (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2006, 
S. 15) und muss durch die Träger vorgenommen werden. 

2.2.2 Steuerung von ausgelagerten Einheiten über Public Corporate Governance 

Dem Staat kommt im Gewährleistungsstaat also die Aufgabe zu, die Aufgabenerfüllung durch 
die ausgelagerten Einheiten sicherzustellen. Dazu bedarf es Kriterien, entlang derer die Auf-
gabenerfüllung überprüft werden kann. Die Formulierung dieser Kriterien ist anspruchsvoll, 
insbesondere für die Organisationsform der öffentlich-rechtlichen Anstalt, welche für die 
Fachhochschulen gewählt wurde. 
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2.2.2.1 Von Corporate Governance zu Public Corporate Governance 

Als Ausgangspunkt für die Festlegung von geeigneten Kriterien zur Führung der ausgelager-
ten Staatseinheiten diente die Corporate Governance, zu der gemäss Schedler et al. (2007, S. 
22) keine einheitliche Definition finden lässt: 

In der Literatur findet sich keine einheitliche Definition von Corporate Gover-
nance. Jedoch herrscht Einstimmigkeit darüber, dass Themen wie Entscheidungs-
findung, Performance und Kontrolle der Organisation sowie dem Bereitstellen 
von Strukturen der Organisation eine Richtung geben und die angebrachten Er-
wartungen bezüglich Verantwortlichkeit externer Gruppen gerecht werden müs-
sen. 

In seinem Bericht zur Corporate Governance in der Schweiz unterscheidet Hofstetter zwi-
schen Aktionärsrechten, Information / Offenlegung, Übernahmeregeln, Verwaltungsrat / Ge-
schäftsleitung, Revisionsstelle und Intermediäre (2002, S. 9). Mit dem Cadbury Report von 
1992 wurden die drei Grundsätze der Offenheit, Integrität und Accountability für privatwirt-
schaftliche Unternehmen definiert. Das Chartered Institute of Public Finance and Accountabi-
lity (CIPFA) hat diese Grundsätze für den öffentlichen Sektor interpretiert und damit eine 
erste Verbindung zwischen privaten und öffentlichen Unternehmen geschaffen (Schedler et 
al., 2007, S. 23). Dieses Vorgehen wurde von Hodges et al. (1996, S. 9) kritisch reflektiert:  

There are characteristics which distinguish the public services from the private 
sector and which mean that the Cadbury Code cannot be simply transposed into 
the public services. References to 'stakeholders' and to 'stewardship of public 
funds' in the CIPFA definitions go some way to reflect the more extensive forms 
of accountability of public service bodies to providers of resources, users of ser-
vices, higher levels of government and the wider community. Public service or-
ganizations may also have multiple and non-financial objectives reflected by the 
inclusion of all aspects of performance within the definitions. 

Es bedarf also einer Anpassung oder Übersetzung von Corporate Governance-Prinzipien auf 
den öffentlichen Bereich, wie Lienhard (2008, S. 48) feststellt: 

Denn zusätzlich zu den Eignerinteressen ist dort vor allem auch das öffentliche In-
teresse an der Aufgabenerfüllung zu beachten. Die Steuerung erfolgt dementspre-
chend vorweg durch die Politik und nicht durch den Markt. Eine auch bloss sinn-
gemässe Anwendung privatwirtschaftlicher Richtlinien der Corporate Governance 
auf den öffentlichen Sektor bedarf deshalb einer sorgfältigen Eignungsprüfung. 

"Mit der Entwicklung der OECD Guidelines on Corporate Governance of State-owned enter-
prises (OECD, 2005) hat die OECD ein Dokument für öffentliche Unternehmen geschaffen, 
welches ihre Spezifitäten berücksichtigt. (….) Durch die weiterführende Kommentierung der 
Guidelines ist eine Art Kodex entstanden" (Schedler et al., 2007, S. 25). 

2.2.2.2 Public Corporate Governance 

Wie Beteiligungen durch Träger organisiert und gesteuert werden sollen, legen Public-
Corporate-Governance-Richtlinien fest. "Die dadurch erhoffte erhöhte Standardisierung und 
Transparenz bildet nach Ansicht der Befürworter von solchen Richtlinien eine zentrale Vo-
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raussetzung für eine effektive Kontrolle durch die Muttergemeinwesen" (Steiner, 2015, S. 
60). "Besonders an Public Corporate Governance ist, dass in öffentlichen Unternehmen die 
demokratische Legitimation und Gemeinwohlverpflichtung die Rahmenbedingungen bestim-
men, innerhalb derer das Management seine Aufgaben erfüllt" (Schedler et al., 2007, S. 23). 
Und so sieht Lienhard (2008, S. 48) den Schwerpunkt der Public Corporate Governance im 
Verhältnis zwischen Staat und Organisation (Politikoptik) und nicht in der Unternehmensor-
ganisation und -führung (Managementoptik), wie es die Corporate Governance für privat-
rechtliche Unternehmen vorsieht. 

2.2.2.3 Herausforderungen in der Public Corporate Governance 

Eine Begründung für die Fokussierung auf die Politikoptik der Public Corporate Governance 
lässt sich in der Rollenvielfalt des Staats finden, die er in Bezug auf die ausgelagerten Einhei-
ten einnimmt. Diese kann zu Interessenkonflikten führen und muss über geeignete Instrumen-
te reguliert werden (Lienhard, 2008, S. 49). So ist der Staat "(…) zugleich Gesetzgeber, Ge-
währleister, Regulierer, Besteller sowie – und das ist die grösste Herausforderung – häufig 
auch noch Eigner der sog. öffentlichen Unternehmen" (Lienhard, 2008, S. 49). Illustriert am 
Hochschulbereich erlassen Bund und Kantone Rechtserlasse zu den Hochschulen, stellen 
Bund und Kantone die Aufgabenerfüllung der Hochschulen sicher (u.a. über die Bereitstel-
lung finanzieller Mittel), regulieren Bund und Kantone das Hochschulsystem über die 
Schweizerische Hochschulkonferenz (SHK), bestellen Bund und Kantone über Vereinbarun-
gen oder ähnliche Instrumente Leistungen bei den Hochschulen und sind Bund und Kantone 
Eigner der eidgenössischen bzw. kantonalen Hochschulen. Transparente und voneinander 
unabhängige Steuerungsmechanismen sind notwendig, um mögliche Rollenkonflikte sichtbar 
und damit behebbar zu machen. 
In Bezug auf die Gewährleisterrolle des Staates kommt mit der Prinzipal-Agent-Beziehung 
eine weitere Herausforderung hinzu. "Der rational handelnde Agent (Beauftragter) verfolgt 
zuerst seine eigenen Interessen. Die Interessen des Prinzipals (Auftraggeber) wahrt er so weit, 
als die Rahmenbedingungen dies attraktiv oder ratsam erscheinen lassen" (Eidgenössische 
Finanzverwaltung, 2006, S. 81). Diese Problematik gilt auch für privatrechtliche Unterneh-
men, die im Sinne der Corporate Governance gesteuert werden. Die besondere Herausforde-
rung bei ausgelagerten Einheiten des Staates liegt darin, dass die Prinzipal-Agent-Ketten noch 
vielfältiger sind als im privatrechtlichen Sektor. "Die Bürger wählen Politiker ins Parlament 
und beauftragen diese, öffentliche Güter und Dienstleistungen zu erbringen. Das Parlament 
beauftragt die Regierung und diese wiederum die staatliche Verwaltung" (Eidgenössische 
Finanzverwaltung, 2006, S. 83) und die staatliche Verwaltung eine ausgelagerte Einheit. Es 
bedarf demnach einer transparenten und durchgängigen Information, damit die Gesellschaft 
als ursprünglicher Prinzipal in der Lage ist zu beurteilen, inwiefern ausgelagerte Einheiten des 
Staates den gesellschaftlichen Auftrag erfüllen. 

2.2.3 Dimensionen der Public Corporate Governance 

Aus den obigen Ausführungen lässt sich schliessen, dass Kriterien der PCG auf die Politikop-
tik fokussieren, wobei durchaus auch Aspekte der Managementoptik berücksichtigt werden 
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können. Zudem werden eine klare Rollenverteilung beim Trägergemeinwesen und ein trans-
parentes Berichtswesen erwartet. 
Basierend auf den internationalen Kriterien zur PCG der OECD (2015), den Kriterien im 
Corporate Governance Bericht des Bundesrates (2006) und den PCG-Richtlinien und weiteren 
Unterlagen zur PCG der Hochschulträgerkantone, werden solche Kriterien identifiziert, die in 
der Mehrzahl der Trägerkantone als relevant betrachtet und dementsprechend in den konsul-
tierten PCG-Unterlagen aufgeführt werden. Folgende Dokumente (Abbildung 2) wurden für 
die Zusammenstellung der PCG-Kriterien konsultiert: 
 

 
Abbildung 2: Konsultierte Dokumente zur Festlegung der PCG-Kriterien für die Studie 

Die Onlinerecherche nach Bestimmungen zur PCG der Trägerkantone Schwyz, Obwalden, 
Nidwalden und Zug mit Blick auf die HSLU war ebenso wenig erfolgreich, wie die Recher-
che nach Bestimmungen der Trägerkantone Schwyz, Glarus, Appenzell Innerrhoden und Ap-
penzell Ausserrhoden für die FHO. 
Die Aussagen zur PCG sind in Anhang 1, 2, 3 gesammelt, kategorisiert, paraphrasiert und 
schliesslich miteinander verglichen worden. In Tabelle 2 sind diejenigen Kriterien aufge-
nommen, die in mehr als der Hälfte der Dokumente Erwähnung finden. Daraus wird geschlos-
sen, dass diese im Sinne eines Minimalkonsens Grundanforderungen an die Steuerung von 
ausgelagerten Einheiten bilden. 
 
Dimension Kriterien 
Rechtsform • Die Rechtsform wird abhängig von der zu erfüllenden 

Aufgabe gewählt. 
Organe • Die ausgelagerten Einheiten verfügen mindestens über 

die folgenden Organe: Verwaltungsrat (Board), Ge-
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schäftsleitung, Externe Revisionsstelle; 
• Es besteht ein Anforderungsprofil für die Besetzung des 

Boards; 
• Es besteht eine Regelung betreffend Einsitz von Staats-

vertretern im Board. 
Steuerungsinstrumentarium 
zwischen Träger und ausge-
lagerter Einheit 

• Der Träger formuliert eine Eignerstrategie und vertritt 
die Eignerinteressen gegenüber der ausgelagerten Ein-
heit; 

• Zwischen Träger und ausgelagerter Einheit wird ein 
Leistungsauftrag und/oder eine -vereinbarung getroffen; 

• Die ausgelagerte Einheit führt ein Internes Kontrollsys-
tem IKS. 

Aufsicht und Oberaufsicht • Der Träger regelt die Aufsicht über die ausgelagerte 
Einheit; 

• Der Träger erhält jährlich einen Bericht der externen 
Revisionsstelle über die ausgelagerte Einheit; 

• Die ausgelagerte Einheit ist Teil/ Gegenstand des Betei-
ligungsreportings des Trägers; 

• Rollen, die der Träger gegenüber der ausgelagerten Ein-
heit einnimmt, werden organisatorisch voneinander ge-
trennt; 

• Das Parlament nimmt die Oberaufsicht über die ausge-
lagerte Einheit wahr. 

Finanzielle Ausstattung und 
finanzielle Rechte 

• Die ausgelagerte Einheit wird mit Kapital ausgestattet; 
• Weitere finanzielle Rechte (z.B. Verwendung von Ge-

winn, Abgeltungen, Gebühren) der ausgelagerten Ein-
heit sind in einem Erlass definiert. 

Tabelle 2: Ausgewählte Kriterien der Public Corporate Governance (Eigene Darstellung) 

2.3 Public Corporate Governance und Hochschulautonomie 

Die Auslagerung von staatlichen Aufgaben hat auch vor den Hochschulen nicht Halt gemacht. 
Kantonale und durch Konkordate geführte Hochschulen wurden aus der zentralen Verwaltung 
ausgelagert und in der Regel in öffentlich-rechtliche Anstalten mit eigener Rechtpersönlich-
keit überführt. Zur Steuerung wurden gemäss Truniger (2017, S. 17) Instrumente des New 
Public Management eingesetzt: 

Der Wechsel in der Governance wurde mit Ansätzen des New Public Manage-
ment (NPM) begleitet. Vornehmlich ging es dabei um die Einführung von Kon-
traktmanagement mit Ziel- und Leistungsvereinbarung, Globalbudget und Leis-
tungsindikatoren. Den Hochschulen wurde die Verantwortung übertragen, die 
Leistungserbringung effektiv und effizient zu organisieren – verbunden mit der 
Pflicht zur Rechenschaftslegung (accountability) bezüglich erzielter Ergebnisse 
und Qualität. 
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Der Deutsche Wissenschaftsrat (2018, S. 30f) listet neun aus dem NPM abgeleitete Instru-
mente auf, die an deutschen Hochschulen eingesetzt wurden. Viele dieser lassen sich auch an 
Schweizer Hochschulen erkennen, etwa die Einführung eines Globalhaushalts oder der Ab-
schluss von Zielvereinbarungen. Dazu Leder (2018, S. 15): 

Einerseits sollen die Universitäten auf gesellschaftliche Aufgaben verpflichtet 
werden, andererseits sollen sie, namentlich durch die höhere formale Autonomie, 
im Sinne einer 'Dezentralisierung' und Delegation von Verantwortung dazu er-
mächtigt werden, sich für die Erbringung von Leistungen selber zu organisieren 
und sich gegenüber den Forderungen und Bedürfnissen ihrer Umwelt 'unterneh-
merisch', also reflektiert und selbst-gesteuert, zu verhalten. 

Damit dies gelingen kann, muss auf beiden Seiten, das heisst aufseiten des Staates und aufsei-
ten der Hochschulen die Erkenntnis reifen, dass die Steuerung weder auf rein betriebswirt-
schaftlichen noch auf rein bildungs- und wissenschaftsspezifischen Kriterien erfolgen kann. 

2.3.1 Hochschulen unterscheiden sich von anderen ausgelagerten Anstalten 

Hochschulen werden als "loosely coupled systems" (Weick, 1976), als "specific organisati-
ons" (Musselin, 2007) oder auch "Changing Professional Organization" (Bleiklie et al., 2011) 
bezeichnet. Dahinter steht das Verständnis, dass sich Hochschulen von anderen Organisatio-
nen, sei es von privatwirtschaftlichen als auch öffentlichen, unterscheiden.  

Zum einen muss jede Hochschule sowohl die Anforderungen von Wissenschaft 
und Forschung ('Suche nach Wahrheit'), von Studium und Lehre ('Selektion durch 
Erziehung') als auch von Staat und Verwaltung ('Handeln nach Rechtmäβigkeit 
und Aktenförmigkeit') erfüllen. Zum anderen müssen Hochschulen, seit sie in die 
Autonomie entlassen wurden, nicht mehr nur als soziale Institutionen mit gesell-
schaftlichem Auftrag und als Behörden verstanden werden, sondern auch als Or-
ganisationen: Sie müssen Kriterien der Effizienz, Effektivität, Transparenz und 
Zweck-Mittel-Orientierung erfüllen. (Maasen, 2017, S. V) 

Wie von Maasen kurz ausgeführt, werden an Hochschulen unterschiedliche Anforderungen 
gestellt. Sie gehören dem Bildungs- und Wissenschaftssystem an und sehen sich der Wahrheit 
verpflichtet. In unserer heutigen Wissensgesellschaft tragen die Hochschulen "(…) die 
Hauptverantwortung für die Sicherung und Weiterentwicklung des Wissens sowie für die 
Pflege kultureller Errungenschaften" (Deutscher Wissenschaftsrat, 2015, S. 49).  

Aus der Perspektive des Public Management sind Bildung und Wissenschaft kein 
Selbstzweck. Gefordert wird eine Öffnung und Responsivität gegenüber den An-
forderungen und Ansprüchen der Gesellschaft. Die Leistungsfähigkeit (Effizienz 
und Effektivität) der mit Bildung und Wissenschaft öffentlich beauftragten und fi-
nanzierten Institutionen wird als ein wesentlicher Bestandteil ihrer Legitimations-
grundlage betrachtet. (Brüggemeier, 2005, S. 394) 

Die geforderte Öffnung, die sich etwa an Schlagworten wie 'Bologna', 'Interdisziplinarität', 
'Vernetzung mit Industrie und Politik' und 'Partizipation' illustrieren lässt, stellt neue Aufga-
ben an die Hochschulmitarbeitenden und die Hochschule als Institution und Organisation. 
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"Sie ist heute Teil eines differenzierten und hoch kompetitiven Systems tertiärer Bildung; sie 
versammelt und 'interdiszipliniert' hoch spezialisierte Forschungsfelder; sie bildet 'Humanka-
pital' aus und ist sowohl um die wissenschaftliche Exzellenz als auch um die gesellschaftliche 
Relevanz von Wissenschaft und Innovation besorgt" (Maasen, 2017, S. VI). 
Es liegt auf der Hand, dass eine einzelne Hochschule nicht in der Lage ist, diesen Ansprüchen 
gerecht zu werden. Um den gesellschaftlichen Auftrag erfüllen zu können, müssen sich Hoch-
schulen vernetzen. Regine Aeppli äusserte sich 2009 als Bildungsdirektion des Kantons Zü-
rich wie folgt zur Notwendigkeit der Hochschulen, sich im internationalen Umfeld zu messen 
(2009, S: 28): 

Heute ist der Aspekt der internationalen Konkurrenz für die universitären Hoch-
schulen – aber immer mehr auch für die FH – der bestimmende Faktor der Ent-
wicklung. Globale Orientierung in der Disziplin, internationaler Austausch auf 
höchstem Niveau und Annahme der weltweiten Herausforderungen in allen Be-
reichen – von den technologischen und wirtschaftlichen Fächern bis zu den Sozi-
al-, Kultur- und Geisteswissenschaften – gehören zum Repertoire der modernen 
Wissenschaft. 

Haering (2017a, S. 13, 14) spricht in diesem Kontext von 'Hochschulen 4.0' (vgl. Abbildung 
3). Hochschulen müssen einen anspruchsvollen Auftrag der Wissensgesellschaft erfüllen, ei-
nen Beitrag zur Regionalentwicklung leisten, sich international vernetzen und stehen zugleich 
in nationaler, aber auch internationaler Konkurrenz. 
 

 
Abbildung 3: Hochschulen 4.0 

 
Ehrenzeller (2007b, S. 689) sieht die scientific community in der Pflicht, die Ansprüche an 
die Qualität der Hochschultätigkeiten zu definieren. Er stellt aber zugleich fest, dass nicht der 
einzelne Hochschulmitarbeitende die Konkurrenzfähigkeit einer Hochschule bestimmt, son-
dern die Institution Hochschule als Ganzes, oder zumindest in Gestalt von einzelnen Institu-
ten: "Die Ausrichtung auf diesen selbstbestimmten Auftrag (Mission oder Leitbild) in Lehre, 
Forschung und Dienstleistungen ist es, was das Profil und die Attraktivität einer Hochschule 
ausmacht" (Ehrenzeller, 2007b, S. 689). 
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Eine Hochschule in diesem Kontext auf strategischer und operativer Ebene zu steuern ist an-
spruchsvoll. Aufgabe der kantonalen und interkantonalen Trägerschaften, aber auch der nati-
onalen Hochschulpolitik sollte es sein, den Hochschulen Rahmenbedingungen zu bieten, da-
mit sie sich in diesem anspruchsvollen Umfeld positionieren und bewähren können. Sie müs-
sen ihnen daher die notwendige Autonomie zugestehen, insbesondere auch in Bezug auf die 
strategischen Ziele, welche sich die Hochschule in einem internationalen Hochschulumfeld 
setzt. Sie müssen aber auch ihre nationale Steuerungskompetenz wahrnehmen. Diese Aufgabe 
liegt in der gemeinsamen Verantwortung von Bund und Kantonen und ist im HFKG angelegt. 
"So ermächtigt und beauftragt das Gesetz die Bundesbehörden, über einen Zusammenarbeits-
vertrag mit den Universitätskantonen ein gesamtschweizerisches Koordinationsorgan mit spe-
zifischen Entscheidkompetenzen sowie ein gemeinsames, unabhängiges Akkreditierungs- und 
Qualitätssicherungsorgan einzusetzen" (Bundesamt für Justiz, 2019, S. 291). 

2.3.2 Schweizer Fachhochschulen sind andersartig zu universitären Hochschulen 

Gegenstand der vorliegenden Masterarbeit sind die durch Kantone oder Konkordate geführten 
Fachhochschulen der Deutschschweiz. In Ergänzung zu den allgemeinen Ausführungen zu 
Hochschulen in Kapitel 2.3.1 soll folgend auf diesen Hochschultyp eingegangen werden. 

Als 'gleichwertige, aber andersartige Hochschulen' entsprachen die neuen Fach-
hochschulen der Nachfrage der Wirtschaft nach höher qualifizierten, praxisorien-
tierten Berufskadern und dem politischen Bestreben nach international anerkann-
ten und anschlussfähigen Abschlüssen auf tertiärer Stufe. Die Fachhochschulen 
werteten den berufsbildenden Weg auf, indem sie 'qualifizierten Berufsleuten ein 
Weiterstudium auf Hochschulniveau' ermöglichten. Damit verbesserte sich die 
Durchlässigkeit des Schweizer Bildungswesens. (Haering, 2017a, S. 4) 

Die Schweizer Fachhochschulen haben einen vierfachen Leistungsauftrag in Ausbildung, 
Weiterbildung, anwendungsorientierter Forschung und Entwicklung sowie Dienstleistung zu 
erfüllen. Als junge Institutionen mit einem klar anwendungsorientierten Auftrag unterschei-
den sich Fachhochschulen deutlich in ihrer Funktionsweise und in ihrem Selbstverständnis 
von Universitäten. Die anwendungsorientierte Lehre, die im Sinne einer Berufsbefähigung 
funktioniert, erforderte von Beginn an zielorientiertes Handeln (Nickel, 2011, S. 135). "Im 
Unterschied zu Universitäten begründet nicht die Forschung, sondern die Qualität der Lehre 
das Wesen und den Ruf einer Fachhochschule" (Dürsteler, 2005, S. 33). Aufgrund dieser kla-
ren Zielorientierung der Fachhochschulen hat sich an diesen ein einzigartiges Hochschulmo-
dell ausgebildet, die sich nach Böckelmann (2017, S. 214, 215, 218) wie folgt charakterisieren 
lässt: 

Es dominieren klassische Linienorganisationen mit mehr oder weniger formal 
etablierten Matrixelementen. Auf Selbstverwaltungsgremien wird weitgehend 
verzichtet. Etabliert ist in der Regel eine Mitwirkungs- (und weniger eine Mitbe-
stimmungs-) Organisation. Die Wahl der Mitglieder der Hochschulleitung erfolgt 
in der Regel unter der Leitung eines externen Aufsichtsgremiums; Amtszeiten 
sind eher selten. Diese Organisationsform unterscheidet sich in grundlegenden Pa-
rametern auch von derjenigen der Schweizer Universitäten, die sich eher am tradi-
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tionellen Hochschulmodell orientieren. (….) Die Situation in den Schweizer 
Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen kann (plakativ formuliert) da-
zu führen, dass Hochschulleitungen entweder dafür geschätzt werden, dass sie 
förderliche Strukturen und Prozesse schaffen, oder umgekehrt als inkompetent 
abgewertet werden, wenn sie diese Aufgabe aus Sicht der Hochschulmitglieder 
nicht adäquat meistern. Die Verantwortung für die vorherrschende Situation wird 
ihnen in jedem Fall zugeschrieben. 

"Die Ansprüche, die an die fachlichen Kompetenzen der Hochschulleitungen in Bezug auf 
Fragen der Hochschul-Governance gestellt werden, sind vergleichsweise hoch. Die Gefahr, 
dass in diesem System dysfunktionale Organisationsformen entstehen können, ist durchaus 
vorhanden" (ebd., 2017, S. 217). Im Zusammenhang mit den Schweizer Fachhochschulen 
wird von "geführten Hochschulen" (Meier, 2017, S. 194) gesprochen. 

Die Hochschulleitung ist umfassend für die Strategie, die Aufbau- und Ablaufpro-
zesse, das Funktionieren von Lehre und Forschung sowie die Finanzen der Hoch-
schule verantwortlich. Mit dem Ziel eines optimal funktionierenden Alltags wird 
durch entsprechende Geschäftsordnungen bzw. Organisationsstatute Gestaltungs- 
und Finanzkompetenz an die Untereinheiten (Institute, Abteilungen) delegiert. Bei 
der Frage, in welchem Ausmass dies geschieht, spielt das jeweilige Führungsver-
ständnis der Hochschulleitung eine wesentliche Rolle. (Böckelmann, 2017, S. 
220) 

2.3.3 Public Corporate Governance und Fachhochschulen – spezifische Anforderungen 

 
Dimension Kriterien 
Rechtsform • Die Autonomie der Hochschule ist in den obersten Rechtser-

lassen definiert. 
Zielsetzungen der 
Fachhochschule 

• Das Board stellt sicher, dass eine regional verankerte, aber 
international ausgerichtete Fachhochschule angestrebt wird. 

Organisationsstruktur 
der Fachhochschule 

• Es besteht ein Anforderungsprofil für Boardmitglieder, das auf 
die Tätigkeiten der Fachhochschule abgestimmt ist; 

• Das Anforderungsprofil für den Rektor nimmt neben der fach-
lichen Karriere auch die (Fachhochschul-) Managementkom-
petenz in den Blick; 

• Fachhochschulen verfügen über ein Hochschulleitungsorgan, 
das eine hierarchische Funktion einnimmt; 

• Das Statut (o.ä.) stellt die Gestaltungs- und Finanzkompetenz 
der Untereinheiten sicher; 

• Die Mitsprache der Hochschulangehörigen ist gewährleistet. 
Tabelle 3: Kriterien für Fachhochschulen (eigene Darstellung) 
 
Geht man davon aus, dass der Staat ein Interesse an Fachhochschulen hat, die sich im Sinne 
der Hochschule 4.0 weiterentwickeln, und über die PCG Steuerungseinfluss geltend macht, so 
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reicht es nicht aus, lediglich die Politikoptik einzunehmen und über Kriterien gemäss Kapitel 
2.2.3 zu steuern. Die soeben gemachten Ausführungen zeigen auf, dass auch auf der Ma-
nagementebene steuernd eingegriffen werden muss. Tabelle 3 fasst diesen zusätzlichen Steue-
rungsbedarf zusammen. 

2.4 Gegenüberstellung Public Corporate Governance und Hochschulautonomie 

Fasst man die Kriterien aus den Kapiteln 2.1, 2.2 und 2.3 zusammen, so entsteht ein Kriterien-
raster, welches die Kriterien der PCG und der (Fach-)Hochschulautonomie umfasst (Tabelle 
4). Damit die Kriterien einander gegenübergestellt werden können, wurden diese neu sortiert 
und den Dimensionen 'Rechtliches', 'Organe', 'Aufsicht und Oberaufsicht', 'Steuerungsinstru-
mentarien', 'Finanzielle Ausstattung und finanzielle Rechte', 'Personalautonomie der Hoch-
schulen' und 'Rahmenbedingungen für Lehr- und Forschungsfreiheit' zugeordnet. 
Wie die in Tabelle 4 farbig hinterlegten Felder zeigen, besteht in einigen Fällen Konfliktpo-
tential zwischen Kriterien der PCG und Kriterien der Hochschulautonomie. Dies ist etwa dann 
der Fall, wenn die PCG Aussagen zum Management macht, oder umgekehrt, die Hochschul-
autonomie Aussagen zur Politik. 
 
Dimension Kriterien der PCG Kriterien der Hochschulauto-

nomie 
Rechtliches Die Rechtsform wird abhängig 

von der zu erfüllenden Aufgabe 
gewählt. 

Die Autonomie ist in den obers-
ten Rechtserlassen definiert. 

Organe Die ausgelagerten Einheiten 
verfügen mindestens über die 
folgenden Organe: Verwal-
tungsrat (Board), Geschäftslei-
tung, Externe Revisionsstelle 

Die Hochschule besitzt Autono-
mie in der Festlegung einer ge-
eigneten Führungsstruktur; 

Es besteht ein Anforderungspro-
fil für die Besetzung des 
Boards; 

Es besteht ein Anforderungspro-
fil für Boardmitglieder, das auf 
die Tätigkeiten der Fachhoch-
schule abgestimmt ist; Es besteht eine Regelung betref-

fend Einsitz von Staatsvertre-
tern im Board; 
 Die Hochschule besitzt Autono-

mie zur Festlegung der internen 
Strukturen; 
Die Hochschule verfügt über ein 
Hochschulleitungsorgan, das 
eine hierarchische Funktion ein-
nimmt; 
Das Statut (o.ä.) der Hochschule 
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stellt die Gestaltungs- und Fi-
nanzkompetenz der Untereinhei-
ten sicher; 
Die Mitsprache der Hochschul-
angehörigen ist gewährleistet; 
Das Anforderungsprofil für den 
Rektor nimmt neben der fachli-
chen Karriere auch die (Fach-
hochschul-) Managementkompe-
tenz in den Blick. 

Aufsicht und Ober-
aufsicht 

Der Träger regelt die Aufsicht 
über die ausgelagerte Einheit; 

Die Hochschule realisiert eine 
Selbstverpflichtung zu Reporting 
und erfüllt damit das Recht des 
Trägers auf Rechenschaftsle-
gung; 

Der Träger erhält jährlich einen 
Bericht der externen Revisions-
stelle über die ausgelagerte Ein-
heit; 

Die Prüfung der Jahresrechnung 
und Bilanzen der Hochschule 
erfolgt durch eine unabhängige 
Revisionsstelle. 

Die ausgelagerte Einheit ist 
Teil/ Gegenstand des Beteili-
gungsreportings des Trägers; 

 

Rollen, die der Träger gegen-
über der ausgelagerten Einheit 
einnimmt, werden organisato-
risch voneinander getrennt; 
Das Parlament nimmt die Ober-
aufsicht über die ausgelagerte 
Einheit wahr. 

Steuerungs-
instrumentarien 

Der Träger formuliert eine Eig-
nerstrategie und vertritt die Eig-
nerinteressen gegenüber der 
ausgelagerten Einheit; 

Die Hochschule beschliesst au-
tonom über Zielsetzungen (ba-
sierend auf Vorgaben des Trä-
gers); 

 Zwischen Träger und ausgela-
gerter Einheit wird ein Leis-
tungsauftrag und/oder eine -
vereinbarung getroffen; 

Die Hochschule entscheidet über 
ihre Strategie und ihr Profil; 
Die Hochschule entscheidet über 
die Entwicklung von Lehr- und 
Forschungsprogrammen; 
Das Board stellt sicher, dass eine 
regional verankerte, aber interna-
tional ausgerichtete Fachhoch-
schule angestrebt wird; 



Theorie: Public Corporate Governance und Hochschulautonomie 31 

Die ausgelagerte Einheit führt 
ein Internes Kontrollsystem IKS 

Die Hochschule verpflichtet sich 
selbst zu Selbstkontrolle; 

 Die Hochschule betreibt ein 
Qualitätsentwicklungssystems, 
das mindestens die Bereiche 
Lehre und Forschung abdeckt; 
Die Hochschule verfügt über die 
Kompetenz zur Auswahl der 
Studierenden; 
Die Hochschule verfügt über die 
Kompetenz zur Festlegung der 
Anzahl Studienplätze. 

Finanzielle Ausstat-
tung und finanzielle 
Rechte 

Die ausgelagerte Einheit wird 
mit Kapital ausgestattet; 

Die Hochschule hat die Hoheit 
darüber, wie das vom Träger 
gesprochene Globalbudget ver-
wendet wird; 

Weitere finanzielle Rechte (z.B. 
Verwendung von Gewinn, Ab-
geltungen, Gebühren) der aus-
gelagerten Einheit sind in einem 
Erlass definiert. 

Die Hochschule hat das Verfü-
gungsrecht über Immobilien und 
Einrichtungen; 
Die Hochschule hat die Kompe-
tenz, um über die interne Vertei-
lung öffentlicher und privater 
Mittel zu entscheiden; 
Die Hochschule hat die Mög-
lichkeit, finanzielle Mittel am 
Markt zu beschaffen; 
Die Hochschule hat die Mög-
lichkeit, Reserven aufzubauen 
und/ oder nicht benötigte Mittel 
in das nächste Jahr zu überneh-
men. 

Personalautonomie 
der Hochschulen 

Keine Aussagen Die Hochschule hat die Ent-
scheidkompetenz über Berufun-
gen; 
Die Hochschule hat die Ent-
scheidkompetenz über Entschä-
digungen. 
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Rahmenbedingungen 
der Lehr- und For-
schungsfreiheit 

Keine Aussage Es stehen den Untereinheiten 
Finanzen und Personal für Lehr- 
und Forschungstätigkeit zur Ver-
fügung; 
Den Untereinheiten steht geeig-
nete Infrastruktur zur Verfügung; 
Zwischen der Hochschule und 
den Untereinheiten bestehen 
Zielvereinbarungen, die Raum 
für individuelle Schwerpunktset-
zungen bieten. 

Tabelle 4: Kriterien der PCG und der (Fach-)Hochschulautonomie (Eigene Darstellung) 

 
Die Gegenüberstellung der Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie in Tabelle 4 zeigt 
zunächst, dass sich die Kriterien grundsätzlich ergänzen. Während die PCG in der Regel die 
Politikoptik einnimmt und Kriterien formuliert, die aus dieser Perspektive relevant sind, neh-
men die Kriterien der Hochschulautonomie in der Regel die Managementsicht ein. 
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3. Empirie: Verortung der Deutschschweizer Fachhochschulen 

Nachdem die theoretischen Grundlagen gelegt sind und darauf basierend ein Kriterienraster 
zur Beurteilung der PCG und der Hochschulautonomie erarbeitet ist, soll nun im empirischen 
Teil der Masterarbeit der Frage nachgegangen werden, wie sich die öffentlich-rechtlichen 
Fachhochschulen der Deutschschweiz in Bezug auf die Anforderungen verhalten. Darüber 
hinaus lässt sich durch die praktische Anwendung des theoretisch hergeleiteten Kriterienras-
ters überprüfen, ob die aufgezeigten Konfliktpotentiale tatsächlich bestehen, oder zusätzliche 
vorliegen. 

3.1 Betrachtungsgegenstand: öffentlich-rechtliche Fachhochschulen 

Als Gegenstand der empirischen Untersuchung dienen die öffentlich zugänglichen Informati-
onen zu den öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschulen BFH, FHNW, HSLU 
und ZFH. Entgegen des ursprünglich geplanten Vorgehens wurde folgenden Gründen nicht 
die FHO, sondern die HTW Chur in die Analyse einbezogen. 
Das Fachhochschulkonstrukt FHO befindet sich in einem Wandel. Der Kanton Sankt Gallen 
gab 2017 ein Gutachten zu Strukturmodellen für die Fachhochschule(n) auf dem Gebiet des 
Kantons in Auftrag (Haering et al., 2017b), vor der Sommerpause 2019 wurde die Errichtung 
der Ost – Ostschweizer Fachhochschule im Kantonsrat behandelt (Kantonsrat des Kantons St. 
Gallen, 2019). Nebeneffekt des Wandels ist, dass zum Zeitpunkt der Recherche nur wenige 
Rechtserlasse und weiterführende Unterlagen zur FHO online verfügbar sind und daher eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit dieser nicht möglich ist. 
Anstelle der FHO wurde daher die HTW Chur in die Analyse einbezogen, die sich seit dem 3. 
September 2019 als Fachhochschule Graubünden (FHGR) bezeichnet (Südostschweiz, 2019). 
Bei der HTW Chur handelt es sich um eine institutionelle akkreditierte kantonale öffentlich-
rechtliche Fachhochschule (Schweizerische Agentur für Akkreditierung und Qualitätssiche-
rung, 2018), welche bis dato Teil der FHO ist und ab 1. Januar 2020 als eigenständige Hoch-
schule anerkannt wird (Südostschweiz, 2018). 
Die folgenden Abbildungen legen offen, welche Dokumente für die Analyse genutzt wurden. 
Die Zahl neben dem jeweiligen Dokument zeigt an, wie oft Textstellen des jeweiligen Doku-
ments kodiert und einem der Kriterien der PCG oder der Hochschulautonomie zugeordnet 
wurden. Anhang 4 weist die Kodierungen aus MAXQDA aus. 
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3.1.1 Berner Fachhochschule 

Die BFH ist die öffentlich-rechtliche Fachhochschule des Kantons Bern. Abbildung 5 zeigt 
auf, welche Dokumente in die Analyse der BFH eingeflossen sind. 

 
Abbildung 4: Analysierte Dokumente zur BFH inkl. Anzahl Codierungen 
 

3.1.2 Fachhochschule Nordwestschweiz 

Die Verfügbarkeit von öffentlich zugänglichen Informationen zur FHNW, respektive zu Do-
kumenten der Trägerkantone, ist sehr unterschiedlich abhängig vom einzelnen Kanton. Bei 
der Auswahl der in die Analyse eingeflossenen Dokumente gemäss Abbildung 5 wurde davon 
ausgegangen, dass die Trägerkantone Aargau, Basel-Stadt, Basel-Landschaft und Solothurn 
die PCG der FHNW vergleichbar regeln. Die Dokumente stammen im Wesentlichen aus dem 
Kanton Aargau, in dem die FHNW gemäss Art. 1 Abs. 3 des Staatsvertrags (2004) ihren Sitz 
hat. 

 
Abbildung 5: Analysierte Dokumente zur FHNW, inkl. Anzahl Codierungen 
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3.1.3 Hochschule Luzern 

Ähnlich wie bei der FHNW ist auch die Verfügbarkeit von öffentlich zugänglichen Informati-
onen der Trägerkantone der HSLU abhängig von den einzelnen Trägerkantonen. Die analy-
sierten Dokumente gemäss Abbildung 6 stammen zum Grossteil aus dem Kanton Luzern, der 
Sitz der HSLU ist. 

 

 
Abbildung 6: Analysierte Dokumente zur HSLU, inkl. Anzahl Codierungen 
 

3.1.4 Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur 

Zur HTW Chur wurden die Dokumente in Abbildung 8 betrachtet. 

 
Abbildung 7: Analysierte Dokumente zur HTW Chur, inkl. Anzahl Codierungen 
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3.1.5 Zürcher Fachhochschule 

Die ZFH setzt sich aus den drei Hochschulen Zürcher Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften (ZHAW), Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK) und Pädagogische Hochschule 
Zürich (PHZH) zusammen. In die Analyse eingeflossen sind die Dokumente gemäss Abbil-
dung 7. 

 
Abbildung 8: Analysierte Dokumente zur ZFH, inkl. Anzahl Codierungen 

3.1.6 Governancestruktur der Fachhochschulen im Vergleich 

Obwohl es sich bei sämtlichen Anstalten um öffentlich-rechtliche Fachhochschulen handelt, 
wurde bei der Analyse deutlich, dass sich diese in der Governancestruktur voneinander unter-
scheiden (vgl. Tabelle 5). Da eine Kenntnis der unterschiedlichen Strukturen hilfreich ist, um 
die Aussagen zur Erfüllung der definierten Kriterien zur PCG und Hochschulautonomie zu 
verstehen, werden diese in Tabelle 5 einander knapp gegenübergestellt. 
 
 BFH HSLU ZFH FHNW HTW 
Träger Kanton BE Konkordat 

LU, UR, SZ, 
NW, OW, ZG 

Kanton ZH Konkordat 
AG, BL, BS, 
SO 

Kanton GR 

Legislative Parlament Interparl. 
Kommission 

Parlament Interparl.  
Kommission 

Parlament 

Exekutive Regie-
rungsrat 

Konkordatsrat Regierungsrat Regierungs-
ausschuss 

Regie-
rungsrat 

Strategische 
Führung 

Schulrat Fachhoch-
schulrat 

Fachhoch-
schulrat 

Fachhoch-
schulrat 

Hochschul-
rat 
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Operative 
Führung 

Rektor mit 
Hochschul-
leitung 

Rektor mit 
Hochschul-
leitung 

Rektoren-
konferenz 

Direktions-
präsident 

Rektor mit 
Hochschul-
leitung … der  

Hochschu-
le(n) 

Rektor mit 
Hochschul-
leitung 

Direktor mit  
Hochschul-
leitung 

Unter-
einheiten 

Departe-
mente 

Departemente Hochschulen 
mit Departe-
menten 

Hochschulen 
mit Instituten 

Departe-
mente 

Tabelle 5: Governancestrukturen der betrachteten Fachhochschulen 
 
Die Governancestrukturen sind an allen Fachhochschulen dreistufig aufgebaut. Sie umfassen 
die politischen Organe mit Legislative und Exekutive, das strategische Hochschulorgan und, 
abhängig von der Hochschulstruktur, ein oder zwei operative Führungsebenen. Abhängig da-
von, ob es sich um eine kantonal (BFH, ZFH, HTW Chur) oder über ein Konkordat geführte 
Hochschule (FHNW, HSLU) handelt, nimmt das Parlament und die Regierung ihre Aufsicht 
und Oberaufsicht entweder unmittelbar oder über parlamentarische Ausschüsse und Regie-
rungsausschüsse mit Einsitz der Trägerkantone wahr. 
Zwei operative Führungsebenen finden sich an der ZFH und der FHNW. 
An der ZFH besteht mit der Rektorenkonferenz ein Gremium, das gemäss Art. 11 Fachhoch-
schulgesetz (FaHG) die hochschulübergreifenden Anliegen von ZHAW, ZHdK und PHZH 
koordiniert. Der Vorsitz der Rektorenkonferenz wechselt gemäss Art. 4 des Organisationsreg-
lements der Rektorenkonferenz der Zürcher Fachhochschule vom 24. Oktober 2007 jeweils 
pro Studienjahr zwischen den Rektoren der Hochschulen.  
Die FHNW umfasst gemäss Art. 6 des Organisationsstatuts der Fachhochschule Nordwest-
schweiz vom 30. Oktober 2017 die Hochschule für Angewandte Psychologie (APS FHNW), 
die Hochschule für Architektur, Bau und Geomatik (HABG FHNW), die Hochschule für Ge-
staltung und Kunst (HGK FHNW), die Hochschule für Life Sciences (HLS FHNW), die Mu-
sikhochschulen (MHS FHNW), die Pädagogische Hochschule (PH FHNW), die Hochschule 
für Soziale Arbeit (HSA FHNW), die Hochschule für Technik (HAT FHNW) und die Hoch-
schule für Wirtschaft (HSW FHNW). Die Leitung der einzelnen Hochschulen obliegt gemäss 
Art. 14 Organisationsstatut dem Direktor, für die Leitung der FHNW ist der Direktionspräsi-
dent zuständig (Art. 10 Organisationsstatut). Die FHNW verfügt mit dem Direktionspräsiden-
ten über ein strategisches Organ, das im Vergleich mit der ZFH nicht nur eine übergreifende 
Koordinationsfunktion übernimmt, sondern, wie die folgenden Ausführungen zeigen werden, 
eine strategische Funktion einnimmt. 

3.2 Ergebnisse der Analyse 

In den folgenden Kapiteln werden die Analyse-Ergebnisse entlang der Dimensionen gemäss 
Kapitel 2.4 summativ dargestellt. In Anhang 4: Fachhochschul-Kodierungen MAXQDA sind 
die dahinterliegenden Textstellen und Kodierungen abgelegt. 
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3.2.1 Rechtliches 

 
Abbildung 9: Rechtliches zu den Fachhochschulen 
 
Wie Abbildung 9 zeigt, ist bei sämtlichen betrachteten Fachhochschulen die Rechtsform ab-
hängig von der zu erfüllenden Aufgabe als öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechts-
persönlichkeit festgelegt. Bei der ZFH sind die einzelnen Hochschulen, das heisst die ZHAW, 
die ZHdK und die PHZH gemäss Art. 3 Abs. 2 FaHG jeweils öffentlich-rechtliche Anstalten 
des Kantons mit eigener Rechtspersönlichkeit.  
Bei der HTW Chur als auch der ZFH ist die Hochschulautonomie nicht in den obersten 
Rechtserlassen verankert. An der ZFH wird in Bezug auf die Autonomie auf Art. 63a BV 
verwiesen (Regierungsrat des Kantons Zürich, 2017) und auf eine kantonale rechtliche Ver-
ankerung der Hochschulautonomie verzichtet. Zudem wird die Hochschulautonomie im Leit-
bild der ZFH erwähnt (Fachhochschulrat der ZFH, 2018). An der HTW Chur finden sich kei-
ne entsprechenden Verweise. Verankert ist lediglich die Freiheit von Lehre und Forschung in 
Art. 4 Abs. 1 FaHG. 

3.2.2 Organe 

 
Abbildung 10: Organe der Fachhochschulen gemäss PCG 
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Aussagen zu den Organen der Fachhochschulen sind in Abbildung 10 betreffend PCG und 
Abbildung 11 betreffend Hochschulautonomie zusammengefasst. 
Sämtliche Hochschulen verfügen über ein Board (Hochschulrat, Schulrat oder Fachhoch-
schulrat), das durch die Regierungen gewählt wird. Dieses entscheidet wiederum an allen 
Hochschulen über die Anstellung der operativen Hochschulleitung und die Anstellung der 
Departements- oder Institutsleiter. Eine externe Revisionsstelle ist an allen Hochschulen in-
stalliert. An der FHWN, HSLU und der HTW Chur wird diese durch die Regierung bestimmt, 
an der BFH und der ZFH durch das Parlament. 
Für die Besetzung des Boards formulieren die Kantone für die HSLU, ZFH und FHNW nur 
allgemeingehaltene Anforderungen. So soll es sich bei den Boardmitgliedern der ZFH gemäss 
Art. 9 FaHG um Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Kultur, Wirtschaft, Sozialwesen und Po-
litik handeln, gemäss Art. 21 Abs. 2 der Zentralschweizer Fachhochschul-Vereinbarung be-
treffend HSLU um Persönlichkeiten aus Gesellschaft, Bildung und Wissenschaft, Wirtschaft 
und Kultur und gemäss Art. 21 Abs. 2 des Staatsvertrags FHNW um Persönlichkeiten aus 
Gesellschaft, Bildung und Wissenschaft, Wirtschaft und Kultur. 
In Art. 32 Abs. 3 FaG wird zwar lediglich festgelegt, dass die Boardmitglieder die Fachberei-
che der BFH angemessen abdecken sollen, mit dem Allgemeinen Anforderungsprofil für 
Verwaltungs- und Stiftungsräte konkretisiert der Regierungsrat des Kantons Bern (2017) aber 
die Anforderungen. In der Gesetzgebung zur HTW Chur sind keine Aussagen zur Zusammen-
setzung des Boards zu finden, der Bericht betreffend Umsetzung der PCG für den Kanton GR 
(Regierung des Kantons Graubünden (2010a, S. 448) zeigt aber auf, welche Anforderungen 
an das strategische Gremium als Ganzes und an die einzelnen Mitglieder des Boards gestellt 
werden. 
Grosse Unterschiede zwischen den Hochschulen lassen sich betreffend Einsitz von Regie-
rungsmitgliedern im Board feststellen. Kein Einsitz findet an der FHNW, der HSLU und der 
HTW Chur statt, wobei bei der HSLU gemäss Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über die Public 
Corporate Governance des Kantons Luzern ein Einsitz möglich wäre. An der ZFH ist der 
Vorsteher der Bildungsdirektion des Kantons Zürich Präsident des Boards (Art. 9 Abs. 1 
FaGH), an der BFH hat eine Vertreterin der Erziehungsdirektion gemäss Art. 32 Abs. 4 FaG 
Einsitz mit beratender Stimme. 
Richtet man den Blick auf die Organe der Fachhochschulen gemäss Hochschulautonome 
(Abbildung 11), so sieht man, dass sämtliche Fachhochschulen über die Autonomie zur Fest-
legung einer geeigneten Führungsstruktur und der internen Strukturen verfügen. Gemäss den 
Ausführungen auf den Webseiten der Hochschulen, sind die Rektoren, Direktorinnen und 
Direktoren aufgrund ihrer Aus- und Weiterbildungen und Führungserfahrungen in der Lage, 
die Hochschulen kompetent zu führen. Die Hochschulleitung nimmt an allen Hochschulen die 
Stellung eines hierarchischen Führungsgremiums ein. 
Die Departements-/Institutsstruktur wird in der Regel durch das Board festgelegt. An der 
FHNW obliegt diese Kompetenz gemäss dem Funktionendiagramm FHNW (2017) dem Di-
rektionspräsidenten.  
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Die departements-/ institutsinterne Struktur wird mit Ausnahme der HTW Chur, an der die 
Struktur durch den Hochschulrat festgelegt wird (Art. 6 Abs. 1 Bst. d Organisationsreglement 
der HTW Chur), durch die Departements-/Institutsleiter bestimmt. 
Betrachtet man die Gestaltungs- und Finanzkompetenz der Einheiten innerhalb der einzelnen 
Departemente/ Institute, so lässt sich folgendes feststellen: An der BFH, FHNW, HSLU und 
ZFH werden Zielvereinbarungen mit entsprechender Budgetzuteilung zwischen den Departe-
menten/ Instituten und der Gesamthochschule1 getroffen. Zielvereinbarungen mit Budgetzu-
teilungen zwischen den Departementen/ Instituten und den Untereinheiten werden an der 
BFH, FHNW, HSLU und HTW Chur getroffen2. 
 

 
Abbildung 11: Organe der Fachhochschulen gemäss (Fach-)Hochschulautonomie 

 
Die Mitsprache der Hochschulangehörigen ist an allen Fachhochschulen gewährleistet. 

3.2.3 Aufsicht und Oberaufsicht 

 
Abbildung 12: Aufsicht und Oberaufsicht über die Fachhochschulen 
                                                 
1 Keine Aussage zur HTW Chur basierend auf den analysierten Unterlagen möglich. 
2 Keine Aussage zur ZFH basierend auf den analysierten Unterlagen möglich. 
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Aufsicht und Oberaufsicht über die Hochschulen sind vergleichbar geregelt, ebenso die Re-
chenschaftslegung durch die Hochschulen. Es fällt auf, dass keine Fachhochschule selbst über 
die Revisionsstelle entscheiden kann. Diese ist, wie unter 3.2.2 aufgezeigt, jeweils durch das 
Parlament oder die Regierung definiert. 

3.2.4 Steuerungsinstrumentarien 

  
Abbildung 13: Steuerungsinstrumentarien an den Fachhochschulen 
 
Wie Abbildung 13 zeigt, verzichten die Kantone Bern (Regierungsrat des Kantons Bern, 
2017, S. 9) und Zürich (Regierungsrat des Kantons Zürich, 2017, S. 4) auf Eignerstrategien 
(vgl. Kapitel 3.3.1.2) für die Hochschulen. Die Trägerkantone der FHNW und der HSLU 
formulieren Eignerstrategien, allerdings richten sich diese nicht an die Hochschulen, sondern 
an die Regierungsvertreter der Trägerkantone, welche die Anliegen der Kantone im Regie-
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rungsausschuss (FHNW) oder Konkordatsrat (HSLU) vertreten. In Graubünden ist die Regie-
rung gemäss Art. 21 Abs. 1a GHF für die Festlegung der kantonalen Hochschul- und For-
schungsstrategie zuständig, welche diesen Auftrag erfüllt und eine explizite Eignerstrategie 
formuliert hat, beziehungsweise formulieren liess (Bieri IP Partner GmbH, 2015). 
Für die ZFH beschränkt sich der Träger auf die Regelung des Leistungsauftrags auf Gesetzes-
stufe, der Forschung, Lehre, Weiterbildung und Dienstleistung umfasst (Regierungsrat des 
Kantons Zürich, 2017, S. 2). Für sämtliche anderen Hochschulen formulieren die Träger ex-
plizite Leistungsaufträge, die zum Teil, etwa für die BFH (Regierungsrat des Kantons Bern, 
2016), sehr umfangreich sind. 
Ein Internes Kontrollsystem (IKS) ist nur an der HTW Chur auf Verordnungsstufe verankert 
(Art. 14 Abs. 2 VH). 
Der Beschluss über die Zielsetzungen der Hochschulen erfolgt auf unterschiedlichen Ebenen. 
Während an der BFH (Art. 3 Abs. 2d FaSt) und der HTW Chur (Art. 6 Abs. 1d Organisations-
reglement der HTW Chur) der Entscheid beim Schulrat liegt, ist an der ZFH (Rektor der 
ZHAW, 2007) und der HSLU der Rektor (Fachhochschulrat der Hochschule Luzern, FH-
Zentralschweiz, 2013) für die Zielvereinbarung verantwortlich und an der FHNW der Direk-
tionspräsident (Fachhochschulrat der HSLU, 2017a). 
Die Entscheidkompetenz über Strategie und Profil der Hochschulen liegt in der Regel beim 
Board, lediglich an der ZFH entscheiden die Rektoren über diese (Rektor der ZHAW, 2007). 
Die ZFH kann ebenso wie die HSLU und die FHNW über die Entwicklung von Lehre und 
Forschung entscheiden. An der BFH ist die Entwicklung der Lehre durch die Vorgabe des 
Lehrangebots im Leistungsauftrag (Regierungsrat des Kantons Bern, 2017) beschränkt, an der 
HTW Chur bedarf die Einführung neuer Diplomstudiengänge der Genehmigung durch die 
Regierung (Art. 10 Abs. 1 VH). 
Nimmt man die Strategien, beziehungsweise die Veröffentlichungen zu den jeweiligen Strate-
gien in den Blick, so lässt sich feststellen, dass sich BFH, ZFH und HSLU der vier Dimensio-
nen der Hochschule 4.0 (Kapitel 2.3.1) bedienen und sich an einem internationalen Hoch-
schulraum orientieren, respektive an diesem ausrichten. Die FHNW und die HTW Chur beto-
nen insbesondere ihre regionale Verankerung. Internationale Kooperationen und die Positio-
nierung auf dem umkämpften internationalen Hochschulmarkt sind keine explizit erwähnten 
Themen in den Strategiedokumenten. Im Leistungsauftrag der HTW Chur wird sogar explizit 
eine Quote von maximal 14% international Studierender vorgegeben (Regierung des Kantons 
Graubünden, 2017, S. 8). Ein deutliches Zeichen dafür, dass sich die HTW Chur nicht interna-
tional ausrichtet. 
Wie unter 3.2.3 dargestellt, ist die Berichterstattung bei allen Fachhochschulen verordnet und 
erfolgt nicht aufgrund der Selbstverpflichtung zu Selbstkontrolle. Ein Qualitätssicherungssys-
tem ist bei allen Hochschulen Gegenstand der Regelungen. 
Betreffend Kompetenzen zur Auswahl der Studierenden und zur Festlegung der Anzahl Stu-
dienplätze, verfügen sämtliche Hochschulen nur über beschränkte Kompetenzen. Für beide 
Anliegen ist die Genehmigung durch die Regierung notwendig. 
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3.2.5 Finanzielle Ausstattung und finanzielle Rechte 

 
Abbildung 14: Finanzielle Ausstattung und finanzielle Rechte der Fachhochschulen 
 
Wie Abbildung 14 zeigt, werden sämtliche Hochschulen durch die Trägerkantone mit Kapital 
ausgestattet. Ebenso werden sämtlichen Hochschulen weitere finanzielle Rechte zugespro-
chen. Über die Verwendung des Globalbudgets entscheidet in der Regel der Rektor, respekti-
ve der Direktionspräsident an der FHNW. An der HTW Chur liegt diese Kompetenz bei der 
Hochschulleitung (Art. 2 Abs. 2 Organisationsreglement der HTW Chur). FHNW, HSLU und 
ZFH sind Mieter und haben daher kein Verfügungsrecht über Immobilien und Einrichtungen. 
Die BFH ist ebenfalls Mieterin, kann aber über Immobilien verfügen. Die Kompetenz dazu 
liegt beim Schulrat (Art. 21 Abs. 1 FinR). Immobilien der HTW Chur liegen in der Verant-
wortung des Schulrats (Art. 6 Abs. 1r Organisationsreglement der HTW Chur). Lediglich die 
HTW Chur hat gemäss Art. 20 VH das Recht, finanzielle Mittel am Markt zu beschaffen. Re-
serven dürfen durch alle Hochschulen aufgebaut werden. 

3.2.6 Personalautonomie der Fachhochschulen 

Arbeitsverhältnisse der BFH sind gemäss Art. 2 Abs. 1 PG über den Kanton Bern geregelt, für 
die Mitarbeitenden der HSLU gilt das Personalrecht des Kantons Luzern (Art. 13 Abs. 1 Zent-
ralschweizer Fachhochschul-Vereinbarung), an der ZFH regelt der Regierungsrat gemäss Art. 
40 Abs. 1 Personalgesetz die Entlöhnung der Angestellten und für die HTW Chur gilt das 
Gesetz über das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden des Kantons Graubünden (Art. 2 Abs. 
2a PG). Die Kompetenz über Entschädigungen liegt also, wie auch in Abbildung 15 gezeigt, 
bei den Regierungen. Lediglich an der FHNW ist das Board für die Anstellungsbedingungen 
zuständig (Art. 22 Staatsvertrag zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-
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Stadt und Solothurn über die Fachhochschule Nordwestschweiz). Es besteht ein Gesamtar-
beitsvertrag, über den das Board entscheidet und der durch die Regierungen der Trägerkanto-
ne genehmigt wurde (Art. 13 Abs. 2 Staatsvertrag zwischen den Kantonen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn über die Fachhochschule Nordwestschweiz). 
 

 
Abbildung 15: Personalautonomie der Fachhochschulen 
 
Berufungsentscheide werden an allen Hochschulen abhängig von der Funktion auf unter-
schiedlichen Hierarchiestufen innerhalb der Hochschule getroffen. 

3.2.7 Rahmenbedingungen für Lehr- und Forschungsfreiheit 

Die analysierten Dokumente lassen keine Aussagen zu den Rahmenbedingungen für die abge-
stimmte und selbstbestimmte Lehr- und Forschungstätigkeit der Hochschulmitarbeitenden zu. 
Diese auf der Mikroebene der Hochschulen angesiedelten Informationen müssen über einen 
anderen methodischen Zugang erfasst werden. 

3.3 Interpretation der Analyse-Ergebnisse 

Die empirische Untersuchung bestätigt die theoretisch hergeleitete Annahme (vgl. Kapitel 
2.4), dass sich PCG und Anforderungen an die Hochschulautonomie ergänzen. Während die 
PCG auf die Politiktoptik fokussiert und solche Kriterien formuliert, die sich mit der Steue-
rung der ausgelagerten Einheit befassen, richten sich die Kriterien der Hochschulautonomie 
auf die Managementoptik. 
Konflikte entstehen dort, wo die PCG Kriterien zum Management formuliert, oder umgekehrt, 
Ansprüche an die Hochschulautonomie die politische Steuerung betreffen. Die erkannten 
Konflikte werden folgend dargestellt. 

3.3.1 Konflikte zwischen der PCG und der Hochschulautonomie 

3.3.1.1 Besetzung des Boards 

Wie Schedler et al. (2007, S. 57) ausführen, soll der Träger ein Beteiligungsmanagement ein-
richten, das die Steuerung der ausgelagerten Einheit im Interesse des Trägers ermöglicht. "Zu 
diesen Fragen gehört auch die personelle Besetzung und Evaluation des Boards, die bewusst 
gestaltet werden müssen" (Schedler et al., 2007, S. 57). Ergänzend dazu argumentiert Sidler 
(2005, S. 8) damit, dass im Interesse der Hochschulautonomie keine Partikularinteressen im 
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Board vertreten sein sollten, also auch keine Vertretung der Trägerschaft. Und auch die Rek-
torenkonferenz (2005, S. 1) vertritt diese Meinung: "Eine Hochschule ist dann autonom, wenn 
ihr Träger sich auf die politische Steuerung der Hochschule (mit Leistungsvereinbarung - oder 
einem anderen Instrument der Zielvereinbarung, Globalbudget und Rechenschaftslegung) 
beschränkt." 
Wie unter 3.2.2 aufgezeigt, ist die Trägerschaft in drei von fünf Hochschulen nicht vertreten, 
an der BFH hat sie Einsitz ohne Stimmrecht und an der ZFH führt die Regierungsvertreterin 
den Vorsitz des Boards. Der Träger nimmt also an der BFH bedingt und an der ZFH deutlich 
Einfluss auf der Managementebene und widerspricht somit dem Bedürfnis nach einem poli-
tisch unabhängigen Board. 

3.3.1.2 Steuerung über Eignerstrategie und Leistungsauftrag 

Wenn ein öffentliches Gemeinwesen eine Beteiligung an einer öffentlichen Un-
ternehmung hält, muss die grundsätzliche Frage beantwortet werden, warum es 
dieses macht. Welche Absichten verfolgt eine Stadt-, Kantons- oder die Bundes-
regierung mit dem Eigentum an einer Unternehmung? Um sich darüber Klarheit 
zu verschaffen, formuliert die Exekutive eine so genannte Eigentümerstrategie. 
Die Eigentümerstrategie ist also die Grundlage für die Exekutive, aufgrund derer 
sie die strategischen Ziele der öffentlichen Unternehmung formuliert. (Schedler, 
2008, S. 4) 

Konkretisiert werden die Trägerinteressen in Leistungsaufträgen, welche jeweils für eine be-
stimmte Periode Gültigkeit besitzen. Exemplarisch dazu die Regelung zu den Bundesämtern, 
die bis zur Einführung des Neuen Führungsmodells Bund (NFB) mit Leistungsauftrag und 
Globalbudget geführt wurden (Schweizerischer Bundesrat, 2013). "Der Bundesrat erteilt den 
Verwaltungseinheiten einen mehrjährigen Leistungsauftrag. Darin legt er die strategische 
Ausrichtung, die Wirkungs- und Leistungsziele je Produktgruppe sowie den finanziellen 
Rahmen fest" (Schweizerischer Bundesrat, 2009b, S. 7922). 
Wie in Kapitel 2.3.1 dargestellt, unterscheiden sich Hochschulen deutlich von anderen Orga-
nisationen und Institutionen und bedürfen zur Erfüllung der diversen Anforderungen der 
Hochschulautonomie.  
Es erscheint vor dem spezifischen Auftrag der Hochschulen in Bildung und Wissenschaft 
legitim, dass der Staat steuernd eingreifen möchte (Brüggemeier, 2005, S. 394). Es stellt sich 
aber die Frage, wie stark diese Steuerung über Eignerstrategie und Leistungsauftrag erfolgen 
soll. Und auch hier zeichnet sich ein unterschiedliches Bild bei den betrachteten Hochschulen 
(vgl. Kapitel 3.2.2). Das Spektrum reicht von einer Beschränkung des Leistungsauftrages auf 
den gesetzlichen Auftrag an der ZFH (Regierungsrat des Kantons Zürich, 2017, S. 2) bis zur 
Steuerung der Hochschule über Eignerstrategie und expliziten Leistungsauftrag, etwa an der 
HTW Chur. 

3.3.1.3 Entscheidkompetenz über Anzahl Studienplätze und Auswahl der Studierenden 

Ein Konflikt, der sich aus der theoretischen Arbeit nicht ergeben hat, bei der empirischen Un-
tersuchung aber sichtbar wurde (vgl. Kapitel 3.2.4) betrifft die Fragen, wer über die Anzahl 
Studienplätze und die Auswahl der Studierenden entscheidet. "Für den ehemaligen Präsiden-
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ten der Universität Stanford, Gerhard Casper, ist die Auswahl der Studierenden durch die 
Hochschule der entscheidende Ansatzpunkt, um mehr Exzellenz sowohl in der Lehre als auch 
in der Forschung zu erreichen" (Deutscher Wissenschaftsrat, 2018, S. 40). Spoun und Weiner 
(2017, S. 188, 189) widmen der Frage nach der Anzahl Studienplätze und der Auswahl der 
Studierenden ein Kapitel unter dem Titel 'Maximierungsdogma der Politik' und kritisieren 
darin die politischen Bestrebungen von Maximierung statt Optimierung. "Passende und gute 
Bildung kann sie [die Bildungsinstitution] nicht mehr anbieten, wenn sie dafür sorgen muss, 
dass möglichst viele junge Menschen Hochschulbildung erhalten" (Spoun & Weiner, 2017, S. 
188). Wie der Vergleich der Hochschulen in Kapitel 3.2.4 zeigt, haben die Hochschulen nur 
bedingte Kompetenz bei den Entscheiden betreffend Anzahl Studienplätze und Auswahl der 
Studierenden. An allen Hochschulen bedürfen Zulassungsbeschränkungen der Genehmigung 
durch die Regierung. Die Begründung dafür liefert Leder (2018, S. 4): 

Die formalen Zulassungsvoraussetzungen oder die Höhe der Studiengebühren 
sind Beispiele für Entscheide, die aufgrund ihrer politischen Bedeutung und ihrer 
Rückbindung an das schweizerische Hochschulsystem als ganzes den politisch-
strategischen Aufsichts- und Leitungsorganen vorbehalten bleiben. Aufgrund der 
interkantonalen Vereinbarungen zur Finanzierung (IUV und FHV), des interkan-
tonalen Lastenausgleichs sowie der historisch gefestigten Solidaritäten und Ver-
pflichtungen gegenüber dem Gesamtsystem hätten die einzelnen Träger in diesen 
Fällen de facto wenig Spielraum. 

3.3.1.4 Zugestandene Finanzautonomie 

Wie Lienhard (2008, S. 60) ausführt, "(…) ist mit der eingeräumten Autonomie auch ein er-
höhtes finanzielles Risiko verbunden, hat doch das Trägergemeinwesen letztlich für Schäden 
bzw. Verluste einzustehen". Vor diesem Hintergrund erstaunt es nicht, dass alle Hochschul-
träger in ihren Gesetzgebungen eng definierte Regelungen zu den finanziellen Rechten der 
Hochschulen formulieren (vgl. Kapitel 3.2.5). Dies steht in Konflikt mit dem Anspruch nach 
Finanzautonomie an den Hochschulen, zumal an diesen die Notwendigkeit steigt, "(…) zur 
Ergänzung der öffentlichen Mittel weitere Finanzierungsquellen zu erschlieβen und die 
Drittmittelakquise zur forcieren – beispielsweise Gelder zur Projekt- und Programmfinanzie-
rung einzuwerben, über Weiterbildungsangebote und Dienstleistungen Erträge zu generieren 
sowie Fundraising und Sponsoring zu betreiben" (Truniger, 2017, S. 16). 

3.3.1.5 Zugestandene Personalautonomie 

Blickt man aus der Perspektive der Hochschulautonomie auf das Hochschulpersonal, so äus-
sert sich der Deutsche Wissenschaftsrat wie folgt dazu (2018, S. 14): 

Zur Stärkung der Personalautonomie von Hochschulen empfiehlt der Wissen-
schaftsrat, den Hochschulen Freiheiten bei der Rekrutierung ihres Personals zu 
gewähren, sofern dem Grundsatz der Bestenauslese entsprochen wird. Die Ausge-
staltung von Berufungsverfahren sollte (im Rahmen der rechtlichen Bestimmun-
gen) den Hochschulen überlassen werden und Entscheidungen über Berufungen 
sollten den Hochschulleitungen obliegen. 
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Auch Konegen (2010, S. 27) und Hüther et al. (2011, S. 20) sehen die Notwendigkeit, dass 
Berufungen durch die Hochschulen erfolgen und ergänzen die Bedeutung der Vergütungsho-
heit bei den Hochschulen. Während die Berufungskompetenz bei den Hochschulen liegt (vgl. 
Kapitel 3.2.6), wird der Vergütungsrahmen für die Hochschulen, mit Ausnahme der FHWN 
aufgrund der Konkordatslösung, in den kantonalen Personalgesetzgebungen geregelt. Einen 
Erklärungsansatz dafür findet sich in den Ausführungen der Eidgenössischen Finanzverwal-
tung (2006, S. 153): 

Auch die personalrechtlichen Bestimmungen von Anstalten sollen durch den 
Bundesrat genehmigt werden. Denn Personalkosten sind insbesondere im Dienst-
leistungssektor der bedeutendste ausgabenseitige Posten. Anstalten finanzieren 
sich weitgehend über Gebühren und z. T. über Abgeltungen des Bundes. Über-
höhte Personalkosten sollen nicht zu entsprechend hohen Gebühren oder Abgel-
tungen führen. 

3.3.2 Aufsicht und Rechenschaftslegung – Anliegen von beiden Seiten aus unterschiedli-
chen Motiven 

Wie in Kapitel 2.2.1 ausgeführt, verändert sich der Staat zum Gewährleistungsstaat, der die 
Leistungserfüllung teilweise auslagert, aber die Verantwortung für die Aufgabenerfüllung 
durch die beauftragten Institutionen und Organisationen trägt. Zu dieser Verantwortung "(…) 
gehört auch die Sicherstellung einer demokratisch legitimierten Aufsicht. Im Vordergrund 
steht hier in aller Regel die politische Perspektive – die Gewährleistungsverantwortung ist in 
erster Linie eine politische Verantwortung" (Schedler et al., 2007, S. 10). Während Schedler 
die Aufsicht als Notwendigkeit der politischen Aufgabensteuerung sieht, betrachten Ehrenzel-
ler (2007a, S. 228) und Epiney (2019, S. 119) die Rechenschaftslegung als notwendige Be-
gleiterscheinung der Hochschulautonomie und zwingend für die Weiterentwicklung der 
Hochschule: 

Nur wenn die Universitätsleitung erstens eine gewisse, auch finanzielle Hand-
lungsfähigkeit hat und zweitens sicherstellen kann, dass das legitime Anliegen der 
Öffentlichkeit nach einer gewissen Rechenschaftslegung gebührend berücksichtigt 
werden kann, wird sich die Universität auch längerfristig nachhaltig und prospe-
rierend entwickeln können. In diesem Sinn steht die Universitätsleitung in der 
Verantwortung, die sich hier als notwendig und sinnvoll erweisenden Schritte ein-
zuleiten. Gelebte Autonomie unter Berücksichtigung dieser verschiedenen Aspek-
te ist eine unabdingliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Universität. 

Eine funktionierende Aufsicht ist aus unterschiedlichen Motiven aus Sicht PCG als auch 
Hochschulautonomie bedeutend und erwünscht. 

3.3.3 PCG-Organe und Hochschulorgane 

"Die Binnenstruktur von ausgelagerten Verwaltungsträgern folgt grundsätzlich den gängigen 
gesellschaftsrechtlichen Modellvorstellungen: Ein Verwaltungs- bzw. Anstaltsrat ist für die 
strategische Leitung zuständig. Die operative Umsetzung der strategischen Vorgaben obliegt 
einer Geschäftsleitung. Die Geschäftsführung wird durch eine interne und externe Revisions- 
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stelle überwacht" (Lienhard, 2008, S. 62). Wie in Kapitel 3.2.2 aufgezeigt, folgen sämtliche 
Hochschulen dieser Grundordnung, obwohl Kriterien der Hochschulautonomie die Autono-
mie in der Festlegung geeigneter Führungsstrukturen einfordern. "Die Grundordnung einer 
autonomen Hochschule sollte nicht der Zustimmungspflicht des Ministeriums unterliegen. Sie 
kann von Hochschulrat und Hochschulleitung unter Mitwirkung des Senats beschlossen wer-
den" (Konegen, 2010, S. 18).  
Erklären lässt sich die Organstruktur der betrachteten Fachhochschulen mit den Ausführungen 
in Kapitel 2.3.2 zu den Besonderheiten von Schweizer Fachhochschulen, insbesondere der 
klaren Zielorientierung und der dadurch bedingten klassischen Linienorganisationen.  

4. Beantwortung der Fragestellungen 

Ausgangspunkt der theoretischen und empirischen Arbeiten war die Frage, wie sich Anforde-
rungen der PCG zur Hochschulautonomie an den öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der 
Deutschschweiz verhalten. Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass PCG und Hochschulauto-
nomie im Grunde miteinander vereinbar sind und durch die Verbindung von Politik- und Ma-
nagementoptik ein umfassendes Steuerungsinstrumentarium entsteht. Die aufgezeigten Kon-
flikte liegen allesamt in den Bereichen, in denen die PCG Aussagen zur Binnensteuerung oder 
die Hochschulautonomie Aussagen zur Aussensteuerung macht. Fragen zur Personal- und 
Finanzautonomie sowie zur Entscheidkompetenz über die Anzahl Studienplätze oder die Zu-
lassung von Studierenden betreffen alle betrachteten Fachhochschulen gleichermassen. Unter-
schiedlich stark ausgeprägt sind die Konflikte betreffend Steuerung über Eignerstrategie und 
Leistungsauftrag sowie Besetzung des Boards an den Fachhochschulen. 
Die formulierten Unterfragen sind bereits beantwortet. So sind die Kriterien zur Einschätzung 
der Hochschulautonomie in Tabelle 4 abgebildet und der Stand der öffentlich-rechtlichen 
Deutschschweizer Fachhochschulen in Bezug auf die Hochschulautonomie-Kriterien ist, 
ebenso wie der Umsetzungsstand zu den PCG-Kriterien, in Kapitel 3.2 dargestellt. 
Offen bleibt die Frage, wie die politisch zugestandene Autonomie durch die strategischen 
Gremien übersetzt und auf die operativen Einheiten der Fachhochschulen weitergeben wird. 
Hierzu lässt sich aus Kapitel 3.2 herauslesen, dass die zugestandene Autonomie in den zentra-
len Fragen der Zielsetzungsautonomie, Organisationsautonomie, Finanzautonomie und Perso-
nalautonomie nur bedingt an die Hochschulleitung weitergegeben wird: 

• Über Strategie und Profil der einzelnen Departemente / Institute entscheidet in der Re-
gel das Board, lediglich an der ZFH liegt der Entscheid bei den operativen Führungs-
organen;  

• der Beschluss über Zielsetzungen der Departemente / Institute erfolgt an BFH und 
HTW Chur über die strategischen Organe, an den anderen Hochschulen über die ope-
rativen Organe; 

• die internen Strukturen werden in der Regel durch die operativen Organe bestimmt, 
die Ausnahme bildet die HTW Chur; 

• Berufungen und die interne Mittelverteilung liegen bei allen Hochschulen in der Ver-
antwortung der operativen Organe. 
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5. Die EHSM, Hochschulautonomie und Public Corporate Governance 

Nachdem die öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschulen entlang des Kriteri-
enrasters analysiert wurden, soll dieses nun auch auf die EHSM angewendet werden.  
Die EHSM gilt zusammen mit dem Eidgenössischen Hochschulinstitut für Berufsbildung 
(EHB) als andere eidgenössische Institution des Hochschulbereichs (Schweizerischer Bundes-
rat, 2009a, S. 4623). Sie versteht sich selbst als monodisziplinäres Fachhochschulinstitut und 
erfüllt ihren verfassungsrechtlichen Auftrag (Art. 68 Abs. 2 BV) als Teil des BASPO (Art. 26 
Abs. 3 SpoFöG) in sportwissenschaftlicher Lehre, Forschung und Dienstleistung (Art. 14 
Abs. 1 SpoFöG). Der Schweizerische Bundesrat (2009c, S. 8213) sieht die Aufgaben der 
EHSM wie folgt: 

Entsprechend der Entwicklung der Sportförderung (vgl. Ziff. 1.1.2.1 vorste-
hend) hat sich die Aufgabe der EHSM im Verlauf der Jahrzehnte geändert. 
Stand sie zu Beginn im Dienst der Erhaltung und Förderung der Wehrkraft, 
nimmt sie heute als Teil des BASPO Aufgaben im Rahmen einer umfassen-
den Sportförderung wahr. Zu ihren Hauptaufgaben gehören die Bereiche 
Lehre, Forschung und Dienstleistung. 

Im Unterschied zu den betrachteten öffentlich-rechtlichen Deutschschweizer Fachhochschu-
len und dem EHB, ist die EHSM keine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit. Sie ist als Bereich des BASPO Teil der zentralen Bundesverwaltung. Wie in der 
Botschaft zum Sportförderungsgesetz und zum Bundesgesetz über die Informationssysteme 
des Bundes im Bereich Sport ausgeführt wird (Schweizerischer Bundesrat, 2009c, S. 8215), 
wurden drei Modelle zur rechtlichen Stellung der EHSM geprüft, der Entscheid zugunsten der 
sogenannten 'Magglinger Dachlösung' getroffen und die EHSM als Organisationseinheit des 
BASPO definiert (Art. 26 Abs. 3 SpoFöG). Wie der Schweizerische Bundesrat (2009c, S. 
8214) ausführt, ist die EHSM Teil des BASPO und nutzt als solche "(…) die Ressourcen des 
Amtes wie Finanz-, Personal-, Rechts-, und Informatikdienst, Sportanlagen, Raum- und 
Kursbewirtschaftungssystem, Unterkünfte, Verpflegungsbetrieb." Wie der Bundesrat weiter 
ausführt, nimmt die EHSM als Teil des BASPO "(…) unter Wahrung der bildungspolitischen 
Autonomie ihren Lehr- und Forschungsauftrag wahr (…)" (2009c, S. 8214). 

5.1 Betrachtung der EHSM entlang der Kriterien 

Um beurteilen zu können, ob eine Entwicklung der EHSM angebracht ist, wird diese entlang 
der festgelegten Kriterien der PCG und Hochschulautonomie (vgl. Tabelle 4) betrachtet. In 
der ersten Spalte ist jeweils angezeigt, ob es sich um ein Kriterium der PCG (PCG) oder ein 
Kriterium der Hochschulautonomie (HA) handelt. 
Dieses Vorgehen mag mit Blick auf die Kriterien der PCG irritieren, da die EHSM über die 
Planungs- und Steuerungsinstrumente des Bundes geführt wird. Das Vorgehen hilft aber, den 
Erfüllungsgrad der angelegten Kriterien an der EHSM mit jenen der öffentlich-rechtlichen 
Deutschschweizer Fachhochschulen vergleichen zu können. Wo immer möglich, erfolgt ein 
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Quellenverweis, um die Aussagen zu belegen. In einzelnen Fällen basieren die Aussagen aber 
auf dem Wissen und den Erfahrungen des Verfassers der vorliegenden Arbeit. 

5.1.1 Rechtliches 

 Kriterien Situation EHSM 
PCG • Die Rechtsform wird 

abhängig von der zu 
erfüllenden Aufgabe 
gewählt 

Die EHSM ist Teil der zentralen Bundesverwaltung und 
keine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit. Sie trägt als Teil des BASPO zur Erfüllung 
des gesetzlichen Sport- und Bewegungsförderungsauftrags 
gemäss SpoFöG bei. 

HA • Die Autonomie ist in 
den obersten Rechts-
erlassen definiert. 

Ihren Lehr- und Forschungsauftrag erfüllt sie unter Wah-
rung der bildungspolitischen Autonomie (Schweizerischer 
Bundesrat, 200c, S. 8214), garantiert wird die Lehr- und 
Forschungsfreiheit in Art. 55 Abs. 2 SpoFöV. 

Tabelle 6: EHSM und rechtliche Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie 

5.1.2 Organe 

 Kriterien Situation EHSM 
PCG • Die ausgelagerten 

Einheiten verfügen 
mindestens über die 
folgenden Organe: 
Verwaltungsrat 
(Board), Geschäfts-
leitung, Externe Re-
visionsstelle. 

 

Gemäss Art. 1 Abs. 1 EHSM-V leitet der Rektor die Hoch-
schule und ist für die strategische Ausrichtung der Hoch-
schule verantwortlich. Gemäss Art. 1 Abs. 2 EHSM-V ist 
der Rektor dem Direktor des BASPO unterstellt. Unter 
diesen rechtlichen Gegebenheiten ist unklar, welche Orga-
ne am BASPO betreffend EHSM die strategische bezie-
hungsweise die operative Verantwortung tragen. Die Ge-
schäftsordnung des BASPO vom 1. Mai 2012 (Direktor 
des BASPO, 2012) zeigt die hierarchische Gliederung des 
BASPO auf und gibt dem Amtsdirektor sämtliche Ent-
scheid- und Genehmigungsbefugnisse in strategischen und 
operativen Themen. Die Geschäftsleitung des BASPO ist 
ebenfalls in der Geschäftsordnung des BASPO verankert 
und erfüllt folgende, lediglich beratende und koordinieren-
de Zwecke: "Beratung von Geschäften von strategischer 
Bedeutung sowie amtsübergreifende Geschäfte, insbeson-
dere wichtige Projekte, als Basis für die Entscheidfindung. 
Information und Koordination zwischen den Bereichen" 
(Direktor des BASPO, 2012). 
Die Revision erfolgt durch die interne Revision VBS und 
nimmt nicht die EHSM, sondern das BASPO in den Blick. 
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PCG 
 
 
 
 
 
 
 
HA 

• Es besteht ein Anfor-
derungsprofil für die 
Besetzung des 
Boards; 

• Es besteht eine Rege-
lung betreffend Ein-
sitz von Staatsvertre-
tern im Board; 

• Es besteht ein Anfor-
derungsprofil für 
Boardmitglieder, das 
auf die Tätigkeiten 
der Fachhochschule 
abgestimmt ist. 

Die EHSM verfügt über kein Board. 

HA • Autonomie in der 
Festlegung einer ge-
eigneten Führungs-
struktur; 

• Autonomie zur Fest-
legung der internen 
Strukturen. 

Da der Direktor des BASPO die Genehmigungs- und Ent-
scheidkompetenz innehat, verfügt die EHSM selbst über 
keine Organisationsautonomie. Sowohl Führungsstruktu-
ren, als auch interne Strukturen und Regelungen müssen 
durch den Direktor genehmigt werden. 

HA • Fachhochschulen 
verfügen über ein 
Hochschulleitungsor-
gan, das eine hierar-
chische Funktion 
einnimmt. 

Die durch den Direktor des BASPO eingesetzte EHSM-
Leitung leitet gemäss den Kompetenzen und Verantwort-
lichkeiten EHSM (Rektor der EHSM, 2012) gemeinsam 
mit dem Rektor die Hochschule und nimmt eine hierarchi-
sche Stellung innerhalb der EHSM ein. 

HA • Das Statut (o.ä.) stellt 
die Gestaltungs- und 
Finanzkompetenz der 
Untereinheiten si-
cher. 

In dem Dokument Kompetenzen und Verantwortlichkeiten 
EHSM (Rektor der EHSM, 2012), wird den Untereinheiten 
Gestaltungs- und Budgetkompetenz in den durch sie ver-
walteten Bereichen zugestanden. 

HA • Die Mitsprache der 
Hochschulangehöri-
gen ist gewährleistet. 

Die Mitwirkung der Bundesangestellten ist in Art. 109 der 
Bundespersonalverordnung (BPV) geregelt. Gemäss Art. 
56 Abs. 5 SpoFöV können sich die Studierenden in einer 
Fachschaft organisieren und diese als ihren Ansprechpart-
ner gegenüber der EHSM bezeichnen. 
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HA • Das Anforderungs-

profil für den Rektor 
nimmt neben der 
fachlichen Karriere 
auch die (Fachhoch-
schul-) Management-
kompetenz in den 
Blick. 

Ein explizites Anforderungsprofil für den Rektor der 
EHSM liegt nicht vor, die aktuelle Besetzung der Stelle 
erfolgte ohne Ausschreibung und im Sinne einer Nachfol-
geregelung intern durch Entscheid des Amtsdirektors. 

Tabelle 7: EHSM und Organ-Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie 

5.1.3 Aufsicht und Oberaufsicht 

 Kriterien Situation EHSM 
PCG • Der Träger regelt die Aufsicht über die 

ausgelagerte Einheit; 
• Der Träger erhält jährlich einen Bericht 

der externen Revisionsstelle über die 
ausgelagerte Einheit; 

• Die ausgelagerte Einheit ist Teil/ Ge-
genstand des Beteiligungsreportings 
des Trägers; 

• Rollen, die der Träger gegenüber der 
ausgelagerten Einheit einnimmt, wer-
den organisatorisch voneinander ge-
trennt; 

• Das Parlament nimmt die Oberaufsicht 
über die ausgelagerte Einheit wahr. 

Aufsicht und Oberaufsicht sind für das 
BASPO als Teil der Bundesverwaltung 
gemäss Regierungs- und Verwaltungsor-
ganisationsgesetz (RVOG) geregelt. 

HA • Der Träger hat ein Recht auf Rechen-
schaftslegung durch die Hochschule, 
Selbstverpflichtung zu Reporting. 

Rechenschaftslegung erfolgt als Teil der 
Bundesverwaltung gemäss RVOG. 
 

HA • Prüfung der Jahresrechnung und Bilan-
zen durch unabhängige Revisionsstelle. 

Prüfung der Rechnungen erfolgt durch 
die interne Revision VBS gemäss Bun-
desgesetz über den eidgenössischen Fi-
nanzhaushalt (FHG). 

 

Tabelle 8: EHSM und (Ober-)Aufsicht-Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie 
 



Die EHSM, Hochschulautonomie und Public Corporate Governance 53 

5.1.4 Steuerungsinstrumentarium 

 Kriterien Situation EHSM 
PCG • Der Träger formuliert eine 

Eignerstrategie und vertritt 
die Eignerinteressen ge-
genüber der ausgelagerten 
Einheit. 

Der Sport- und Bewegungsförderungsauftrag der 
EHSM als Teil des BASPO ist im SpoFöG festgelegt. 
Über den Aktionsplan Sportförderung des Bundes hat 
der Bundesrat ein Leistungssport-, Breitensport- und 
Immobilienkonzept zur Sportförderung in den Jahren 
2017 bis 2023 zuhanden des Parlaments verabschie-
det (Bundesamt für Sport, 2016). Damit legt der Bun-
desrat die Entwicklung der bundesseitigen Sportför-
derung im Sinne einer Eignerstrategie durch das 
BASPO inklusive EHSM fest. 

PCG • Zwischen Träger und aus-
gelagerter Einheit wird ein 
Leistungsauftrag und/oder 
eine -vereinbarung getrof-
fen. 

Die einzelnen Leistungen der EHSM sind über das 
neue NFB definiert (Haldemann et al., 2014, S. 115). 
Mit dem NFB entspricht der Bund dem state-of-the-
art einer rechtsverbindlichen, einjährigen Budgetie-
rung sowie der Formulierung von 4-6jährigen Finanz- 
und Aufgabenplänen. Im Integrierten Aufgaben- und 
Finanzplan (IAFP) der EHSM (Eidgenössische Fi-
nanzverwaltung, 2018, S. 278) sind der Grundauftrag 
der EHSM, der Funktionsertrag und -aufwand sowie 
Ziele und Kontextinformationen definiert. 

PCG • Die ausgelagerte Einheit 
führt ein Internes Kon-
trollsystem IKS. 

Die Führung eines Internen Kontrollsystems IKS in 
der Bundesverwaltung ist in Art. 39 FHG verankert. 

HA • Autonomer Beschluss über 
Zielsetzungen (basierend 
auf Vorgaben des Trägers 
= Zielvorgaben für die 
Hochschule). 

Die politisch definierten Ziele der EHSM sind als 
Leistungsgruppe 1 im IAFP-NFB des BASPO durch 
den Bundesrat vorgegeben (Eidgenössische Finanz-
verwaltung, 2018, S. 278), weitere Ziele für die 
EHSM werden nicht formuliert. 

HA • Entscheidkompetenz über 
Strategie und Profil. 

Über Strategie und Profil der EHSM entscheidet der 
Direktor des BASPO gemäss Geschäftsordnung 
BASPO (Direktor des BASPO, 2012), obwohl ge-
mäss Art. 1 Abs. 1b EHSM-V der Rektor für die stra-
tegische Ausrichtung der EHSM verantwortlich ist. 

HA • Entscheidkompetenz über 
die Entwicklung von Lehr- 
und Forschungsprogram-
men. 

Lehrprogramme der EHSM sind inklusive Zielen und 
Studieninhalten in der EHSM-V festgeschrieben. Be-
treffend Forschungsprogramm wird der EHSM die 
Kompetenz zugesprochen, eine Forschungsstrategie 
zu formulieren (Art. 66 Abs. 2 SpoFöV).  
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HA • Das Board stellt sicher, 

dass eine regional veran-
kerte, aber international 
ausgerichtete Fachhoch-
schule angestrebt wird. 

Die EHSM steht gemäss SpoFöG im Dienst der nati-
onalen Sport- und Bewegungsförderung und richtet 
sich entsprechend national aus. Um den Sport- und 
Bewegungsförderungsauftrag erfolgreich erfüllen zu 
können, sieht die EHSM die Notwendigkeit, sich in-
ternational zu vernetzen. Sie pflegt vor allem im For-
schungsbereich internationale Kontakte, publiziert in 
peer-reviewed journals und organisiert unter dem 
Dach der BFH die Staff- and Student-Mobility 
(EHSM, 2019).  
Es fehlt der EHSM ein Board, das die Notwendigkeit 
der internationalen Vernetzung gegenüber der Amts-
leitung vertritt.  

HA • Betrieb eines Qualitäts-
entwicklungssystems, das 
mindestens die Bereiche 
Lehre und Forschung ab-
deckt. 

Die Qualitätssicherung im Bereich Lehre, Forschung 
und Dienstleistung ist durch die Rektorin oder den 
Rektor der EHSM gewährleistet (Art. 1 Abs. 1b 
EHSM-V). 
 

HA • Kompetenz zur Auswahl 
der Studierenden; 

• Kompetenz zur Festlegung 
der Anzahl Studienplätze. 

Die Zulassung zu den Studiengängen der EHSM ist in 
der EHSM-V geregelt und basiert auf Eignungsabklä-
rungen (Art. 16, 17, 22 EHSM-V). 

Tabelle 9: EHSM und Steuerungsinstrumentarien der PCG und der Hochschulautonomie 

5.1.5 Finanzielle Ausstattung und finanzielle Rechte 

 Kriterien Situation EHSM 
PCG • Die ausgelagerte 

Einheit wird mit Ka-
pital ausgestattet. 

Die EHSM funktioniert als Teil des BASPO über dessen 
Globalbudget. Hochschulspezifische Entwicklungsbedürf-
nisse, unter anderem mit Blick auf die Notwendigkeit einer 
institutionellen Akkreditierung gemäss HFKG, stehen in 
Budgetkonkurrenz zum sportpolitischen Geschäft, dem 
Betrieb von nationalen Sportzentren in Magglingen und 
Tenero und den Sportförderprogrammen Jugend und Sport 
sowie Erwachsenensport. Da die Geschäftsleitung unter 
der Entscheidhoheit des Amtsdirektors Budgetfragen im 
Sinne der gesamten nationalen Sportförderung diskutiert, 
kann die EHSM das ihr zugeteilte Budget sowie eingewor-
bene Zweit- und Drittmittel nicht zwingend für ihre Lehr-, 
Forschungs- und Dienstleistungstätigkeiten einsetzen. 
Freiwerdende Ressourcen werden immer vor dem Hinter-
grund der gesamten Sportförderung diskutiert und so kann 
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es sein, dass Lehr-, Forschungs- oder Dienstleistungsstel-
len der EHSM nicht ersetzt werden und die Ressourcen in 
andere Bereiche des BASPO abfliessen. Zugleich kann es 
sein, dass die EHSM von nicht benötigten Budgetposten 
der anderen Bereiche profitiert und mehr Mittel zur Verfü-
gung hat, als zunächst in der Budgetplanung zugeteilt wur-
den. 

PCG • Weitere finanzielle 
Rechte (z.B. Ver-
wendung von Ge-
winn, Abgeltungen, 
Gebühren) der ausge-
lagerten Einheit sind 
in einem Erlass defi-
niert. 

Gemäss Art. 29 Abs. 2 SpoFöG kann das BASPO gewerb-
liche Leistungen erbringen, die gemäss Abs. 2 zu markt-
konformen Preisen verrechnet werden. Die Gebühren sind 
in der Verordnung über die Gebühren des Bundesamts für 
Sport vom 15. November 2017 (Geb-V-BASPO) festge-
setzt und definieren die Gebühren für die Nutzung von 
Anlagen, Einrichtungen und Gerätschaften, Unterkunft mit 
oder ohne Vollpension, Verpflegung, Aus- und Weiterbil-
dung, Leistungsdiagnostik, Sportmedizin, Sportphysiothe-
rapie und Sportpsychologie.   
Die EHSM erfüllt gemäss Art. 58 Abs. 2 SpoFöV Aufga-
ben der Ressortforschung des Bundes im Bereich Sport 
und Bewegung und gilt daher gemäss Art. 4 Bst. d1 als 
Forschungsorgan. Als solches kann die EHSM Bundesmit-
tel für ihre Forschungstätigkeit, etwa beim Schweizeri-
schen Nationalfonds (SNF) oder Innosuisse einwerben. 

HA • Hoheit darüber, wie 
das vom Träger ge-
sprochene Global-
budget verwendet 
wird. 

Der Entscheid über die Verteilung des Globalbudgets und 
der durch das BASPO eingeworbenen Gebühren und For-
schungsbeiträge auf die Bereiche des BASPO liegt beim 
Amtsdirektor (Direktor des BASPO, 2012). Die Verteilung 
des EHSM-Budgets auf die Ressorts und Fachstellen der 
EHSM erfolgt durch den Rektor der EHSM. 

HA • Verfügungsrecht über 
Immobilien und Ein-
richtungen. 

Die Immobilien und Einrichtungen werden durch das Bun-
desamt für Bauten und Logistik BBL verwaltet, das 
BASPO und die EHSM haben kein Verfügungsrecht über 
Immobilien und Einrichtungen. 
 

HA • Kompetenz, um über 
die interne Verteilung 
öffentlicher und priva-
ter Mittel zu entschei-
den. 

Eingeworbene Mittel fliessen in das Globalbudget des 
BASPO ein, der Amtsdirektor entscheidet über die Ver-
wendung der Mittel. 
 

HA • Möglichkeit, finanzi-
elle Mittel am Markt 
zu beschaffen. 

Die EHSM verfügt nicht über die Kompetenz, Mittel am 
Markt zu beschaffen. 
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HA • Möglichkeit, Reserven 

aufzubauen und/ oder 
nicht benötigte Mittel 
in das nächste Jahr zu 
übernehmen. 

Die EHSM kann keine Reserven aufbauen, aufgrund des 
Jährlichkeitsprinzips des Bundesbudgets fliessen nicht 
benötigte Mittel zurück an die Bundesverwaltung. 
 

Tabelle 10: EHSM und Finanz-Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie 

5.1.6 Personalautonomie der Hochschule 

 Kriterien Situation EHSM 
HA • Entscheidkompetenz 

über Berufungen. 
Der Rektor wird durch den Amtsdirektor eingesetzt. 
Alle weiteren Personalentscheide liegen bei den jeweiligen 
Linienverantwortlichen, wobei eine Genehmigung durch 
den Direktor des Bundesamts notwendig ist (Direktor des 
BASPO, 2012). 

HA • Entscheidkompetenz 
über Entschädigun-
gen. 

Einstufungsentscheide und damit Entscheide betreffend 
Entschädigungen, werden auf Stufe Generalsekretariat 
VBS, basierend auf den Referenzfunktionen der Bundes-
verwaltung (Eidgenössisches Personalamt, 2011) getrof-
fen. Die Referenzfunktionen beinhalten keine Dozieren-
denfunktionen und sind daher wenig geeignet für Hoch-
schuleinstufungen. 

Tabelle 11: EHSM und Personalautonomie 

5.1.7 Rahmenbedingungen für Lehr- und Forschungsfreiheit 

 Kriterien Situation EHSM 
HA • Finanzen und Personal 

für Lehr- und For-
schungstätigkeit ste-
hen Untereinheiten 
zur Verfügung. 

Wie unter 5.1.5 und 5.1.6 dargestellt, werden Finanzen und 
Personal im Sinne der nationalen Sport- und Bewegungs-
förderung über das gesamte Amt verwaltet. Der EHSM 
stehen die benötigten Ressourcen grundsätzlich zur Verfü-
gung, Ressourcensicherheit ist aber nicht gewährleistet und 
Sparprogramme des Bundes schlagen direkt auf die EHSM 
durch. 

HA • Geeignete Infrastruk-
tur steht Untereinhei-
ten zur Verfügung. 

Die durch das BBL bereitgestellte Lehr- und Forschungs-
infrastruktur ist beispielhaft und schafft der EHSM gute 
Arbeitsbedingungen. Problematisch erweist sich die IT-
Infrastruktur, welche durch das Bundesamt für Informatik 
(BIT) bereitgestellt wird, verwaltungsorientierte Program-
me und Dienstleistungen bereitstellt und nicht zuletzt auf-
grund der Zugehörigkeit der EHSM zum VBS hohe Si-
cherheitsstandards setzt. Innovative und digitale Lösungen 
sind an der EHSM heute kaum umsetzbar. 
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HA • Zwischen der Hoch-

schule und den Un-
tereinheiten bestehen 
Zielvereinbarungen, 
die Raum für indivi-
duelle Schwerpunkt-
setzungen bieten. 

Zielvereinbarungen zwischen dem Rektor der EHSM und 
den Leitern der Ressorts und Fachstellen, und dieser mit 
den weiteren Mitarbeitenden, werden im Rahmen indivi-
dueller und vertraulicher Zielvereinbarungen getroffen. 
Diese bieten Raum für individuelle Schwerpunktlegungen. 

Tabelle 12: EHSM und Rahmenbedingungen für Lehr- und Forschungsfreiheit 

5.2 Interpretation der Ergebnisse 

Die Betrachtung der EHSM entlang der Kriterien der PCG und der Hochschulautonomie zeigt 
die Andersartigkeit der EHSM deutlich auf. Im Rahmen des Modells 'Magglinger Dachlö-
sung' (vgl. Einführung zum Kapitel 5) erbringt die EHSM unter dem sportpolitischen Dach 
einen verfassungsrechtlichen Förderauftrag und verfügt in der Konsequenz über wenig Auto-
nomie. 
Die Interessen der nationalen Sport- und Bewegungsförderung werden höher gewichtet als die 
Bedürfnisse der Hochschule. Art. 26 Abs. 4 SpoFöG formuliert zwar, dass der Bundesrat bei 
der Organisation des BASPO die Aufgaben der Eidgenössischen Hochschule für Sport be-
rücksichtigt, die Umsetzung dieser Bedingung gelingt in Bezug auf die Hochschulautonomie 
nicht optimal. Es bleibt unklar, wie die in der Botschaft zum Sportförderungsgesetz und zum 
Bundesgesetz über die Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport festgelegte bil-
dungspolitische Autonomie der EHSM (Schweizerischer Bundesrat, 2009c, S. 8215) umge-
setzt wird. Ebenso bleibt die Konkretisierung der in Art. 55 Abs. 2 SpoFöV zugestandenen 
Lehr- und Forschungsfreiheit vage. Beispiele hierfür sind die unklaren Zuständigkeiten für die 
Strategie der Hochschule (Kapitel 5.1.2) und die detaillierte Regelung der Studiengänge der 
EHSM inklusive Studieninhalte über eine departementale Verordnung (Kapitel 5.1.4). 
Der EHSM fehlt ein Board (siehe Kapitel 5.1.2), das den politischen Auftrag an die EHSM als 
Leistungsgruppe 1 des IAFP-NFB BASPO (Eidgenössische Finanzverwaltung, 2018, S. 278) 
mit den strategischen Entwicklungsbedürfnissen einer Hochschule gemäss Kapitel 2.3.1 ver-
bindet. Die EHSM soll und kann eine bedeutende Rolle im Rahmen der Magglinger Dachlö-
sung spielen. Sie muss sich aber zugleich, um den Hochschulstatus zu rechtfertigen, im natio-
nalen und internationalen Hochschulsystem positionieren. 
Das gewählte Modell versucht einen Spagat zwischen Verwaltungs- und Hochschulsystem, 
der basierend auf der durchgeführten Analyse in der heutigen Realisierungsform als verbesse-
rungswürdig beurteilt werden muss. In der Botschaft zum Sportförderungsgesetz und zum 
Bundesgesetz über die Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport (Schweizerischer 
Bundesrat, 2009c) wurde damit argumentiert, dass durch die Magglinger Dachlösung Syner-
gien im Bereich Raum- und Anlagenbewirtschaftung sowie in den Bereichen Finanzen, Per-
sonal und Informatik genutzt und Effizienz- und Effektivitätsverluste als auch jährliche 
Mehrkosten von 10 Millionen Franken vermieden werden können (S. 8215). Es ist unbestrit-
ten, dass die EHSM von der Nähe zur Sportpolitik, der Sportförderung und den Sportzentren 
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profitiert und dadurch einzigartige Voraussetzungen für die anwendungsorientierte Zusam-
menarbeit mit ihren nationalen Anspruchsgruppen, vor allem den Sportverbänden und der 
Armee, erhält. Sie leidet aber unter den Rahmenbedingungen, welche die Bundesverwaltung 
schafft und welche die Entwicklung der EHSM zu einer Hochschule 4.0 (siehe Abbildung 3) 
hemmen. 
Im folgenden Kapitel wird entsprechend der Fragestellung aufgezeigt, in welchen Bereichen 
eine Entwicklung der EHSM notwendig ist, damit sie den Ansprüchen der PCG und Hoch-
schulautonomie besser gerecht wird. 

5.3 Handlungsoptionen für die EHSM 

Geht man zurück auf die Überprüfung der Organisationsstruktur der EHSM 2009 im Rahmen 
der Botschaft zum Sportförderungsgesetz und zum Bundesgesetz über die Informationssyste-
me des Bundes im Bereich Sport (Schweizerischer Bundesrat, 2009c, S. 2815), so werden 
darin drei Modelle zur Diskussion gestellt: 

Modell 1: EHSM als Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit, jedoch ein-
gegliedert in das BASPO;  

Modell 2: EHSM als Anstalt des öffentlichen Rechts mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit und unabhängigem Instituts- bzw. Hochschulrat;  

Modell 3: EHSM als Organisationseinheit des BASPO mit Autonomie be-
züglich Lehre und Forschung [aktuell umgesetztes Modell]. 

Entwicklungen der EHSM können entlang der drei Modelle erfolgen und werden folgend kurz 
skizziert. Eine ausführliche Auseinandersetzung mit den Optionen ist im Rahmen der Master-
arbeit nicht möglich. 

5.3.1 Entwicklungsmöglichkeit zu Modell 1: EHSM als Anstalt mit eigener Rechtspersön-
lichkeit, eingegliedert in das BASPO 

Das Modell, die EHSM in eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit 
umzuwandeln, die in das BASPO eingegliedert ist, irritiert. Dem Autor der Masterarbeit ist 
keine Anstalt des Bundes mit eigener Rechtspersönlichkeit bekannt, welche einem Amt und 
nicht einem Departement zugeordnet ist. Wie in Kapitel 2.2.2.3 ausgeführt, stellt vor allem 
die Rollenvielfalt des Staates gegenüber ausgelagerten Einheiten eine Herausforderung dar 
und bedarf einer Regulierung (Lienhard, 2008, S. 49). Diese Regulierung erfolgt durch den 
Bund, indem er Rollen auf unterschiedliche Ämter verteilt. Diese Rollenverteilung wäre bei 
einer Anstalt EHSM innerhalb des BASPO nicht realisiert, da das BASPO als Fachamt 
gleichzeitig als Gewährleister (formuliert Leistungsauftrag zuhanden EHSM), Besteller (Leis-
tungsabnehmer der EHSM), Regulierer (Subventionsgeber im Sportbereich, auch in der 
sportwissenschaftlichen Forschung) und Eigner auftreten würde. Das vorgeschlagene Modell 
würde also zu Konflikten mit der PCG führen und ist daher kaum umsetzbar. Zudem müsste 
das BASPO die Planungs- und Kontrollprozesse für die EHSM-Anstalt führen und die dazu 
notwendigen Expertisen aufbauen. 
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Der Mehrwert des Modells 1 liegt im Erhalt der Magglinger Dachlösung, in welcher die 
EHSM gemeinsam mit der nationalen Sportpolitik, Sportförderung und den Sportzentren in 
Magglingen und Tenero die nationale Sport- und Bewegungsförderung betreibt. 
Die EHSM könnte sich ausserdem als öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersön-
lichkeit analog zu den anderen öffentlich-rechtlichen Fachhochschulen der Schweiz aufstel-
len, sich aus dem Verwaltungsumfeld lösen und deutlich an Hochschulautonomie gewinnen. 
Dieser Umbau wäre mit erheblichen Aufwänden verbunden und die EHSM müsste mittel- bis 
langfristig den Nachweis erbringen, dass die Investitionen gerechtfertigt sind. 

5.3.2 Entwicklungsmöglichkeit zu Modell 2: EHSM als Anstalt des öffentlichen Rechts mit 
eigener Rechtspersönlichkeit und unabhängigem Instituts- bzw. Hochschulrat 

Die Schaffung einer Anstalt des öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit und 
unabhängigem Instituts- bzw. Hochschulrat entspricht dem Standard, der in den Kantonen an 
den Fachhochschulen umgesetzt ist. Vor- und Nachteile dieses Standards wurden im Rahmen 
der vorliegenden Masterarbeit ausführlich behandelt und es hat sich gezeigt, dass dieses Mo-
dell funktionsfähig und bei einer geeigneten Ausgestaltung für Träger als auch Fachhochschu-
le zweckmässig ist. 
Beachtet man aber, dass die EHSM 2018 gerade einmal 118 Mitarbeitende beschäftigt hat 
(EHSM, 2019), so stellt sich die Frage, ob der Bundesrat einer Verselbstständigung der 
EHSM zustimmen würde. Die Expertisen der EHSM in Aus- und Weiterbildung, Forschung 
und insbesondere den Dienstleistungen zuhanden der nationalen Sportverbände und der Ar-
mee sind unbestritten. Als eigenständige Anstalt wäre die EHSM aber kaum überlebensfähig 
und so stellt sich die Frage, ob diese nicht einer anderen Institution angegliedert werden könn-
te. Aus Bundessicht würden sich zunächst die EHB als andere eidgenössische Institution des 
Hochschulbereichs und die ETH als eidgenössische Hochschule anbieten. Allerdings ordnen 
sich die EHB und die EHSM als andere Institutionen des Hochschulbereichs und die ETH als 
eidgenössische Hochschule jeweils einem anderen Hochschultyp zu. Während sich die EHSM 
als Fachhochschulinstitut akkreditieren will, strebt die EHB die Akkreditierung als Pädagogi-
sche Hochschule an (EHB, 2018). Und die ETH gilt als universitäre Hochschule gemäss Art. 
2 Abs. 2a HFKG. Eine Eingliederung der EHSM in eine andere eidgenössische Hochschule 
würde also zu Konflikten mit dem anwendungsorientierten Fachhochschulauftrag führen und 
bietet sich daher nicht an. 
Alternativ könnte die EHSM in eine kantonale oder über ein Konkordat geführte Fachhoch-
schule eingegliedert werden. Um die gesetzliche Auftragserfüllung in der nationalen Sport- 
und Bewegungsförderung der EHSM sicherzustellen, könnte der Bund den Fachhochschulträ-
ger mit der Auftragserfüllung durch die EHSM beauftragen, das notwendige Budget zur Ver-
fügung stellen und die Nutzung der Bundesanlagen in Magglingen durch die EHSM sicher-
stellen. Fraglich ist aber, ob eine Auslagerung der EHSM verfassungsrechtlich zulässig ist: 
die Führung einer Sportschule durch den Bund ist in Art. 68 Abs 2 BV verankert. 
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5.3.3 Entwicklungsmöglichkeiten im aktuell gelebten Modell 3: EHSM als Organisations-
einheit des BASPO 

Bleibt die EHSM eine Organisationseinheit des BASPO und damit Teil der zentralen Bundes-
verwaltung, so müssten Entwicklungen darauf abzielen, der EHSM mehr Autonomie zu er-
möglichen und gemäss Tabelle 1 Veränderungen in den Dimensionen Zielsetzungsautonomie, 
Organisationsautonomie, Personalautonomie und Finanzautonomie zu erreichen. 
In der Binnensteuerung der EHSM wäre es notwendig, die in Art. 1 Abs. 1 EHSM-V veran-
kerte Doppelrolle des Rektors als operative und strategische Führung der EHSM aufzulösen. 
Denkbar wäre die Auslagerung der strategischen Verantwortung des Rektors an einen Hoch-
schulrat, der mit Anspruchsgruppen der EHSM besetzt wird und in Ergänzung zum politi-
schen Leistungsauftrag die strategische Ausrichtung der EHSM definiert. Aufgaben zwischen 
dem strategischen Hochschulrat und der operativen Leitung müssten geklärt werden, insbe-
sondere in Bezug auf die Personal- und Finanzfragen der EHSM. 
Schedler und Siegel definieren den Erfolg einer Verwaltung entlang der vier Dimensionen 
Legalität, Effizienz, Effektivität und Legitimität (2004, S. 96, 97). Prüft man die vorgeschla-
genen Massnahmen, beziehungsweise die mit ihnen verbundenen Veränderungen an diesen 
Dimensionen, so lässt sich folgendes feststellen: Die Effektivität und Effizienz der Leistungs-
erbringung durch die Magglinger Dachlösung würde voraussichtlich sinken. Ursachen dafür 
wären der zusätzliche administrative Aufwand amtsinterner Planungs- und Kontrollprozesse 
zwischen Amt und Hochschule sowie die Verschiebung von Zuständigkeiten in der Erfüllung 
von Zielen des IAFP-NFB BASPO der Leistungsgruppe 1 in die EHSM, welche heute durch 
andere Bereiche des BASPO übernommen werden. Die Hochschule könnte einen Legitimi-
tätsgewinn erfahren, da sie im Hinblick auf die Governance best-practice Vorstellungen des 
Hochschulraums besser entspricht. Betreffend Legalität besteht mit Art. 26 Abs. 4 SpoFöG 
ein Artikel, der besagt, dass der Bundesrat bei der Organisation des BASPO die Aufgaben der 
Eidgenössischen Hochschule für Sport berücksichtigt. Inwiefern dieser Artikel aber sämtliche 
aufgeführten Massnahmen rechtfertigt und der EHSM als Bereich des BASPO weitreichende 
Autonomie innerhalb des Amtes zugesteht, müsste geprüft werden. Und trotz der erwähnten 
Massnahmen bliebe die EHSM Teil der zentralen Bundesverwaltung und damit eingebunden 
in ein Verwaltungssystem, das, wie in Kapitel 5.1 aufgezeigt, nur bedingt hochschulbezogene 
Lösungen anbieten kann. 
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6. Diskussion 

Ausgangspunkt der Masterarbeit war die Feststellung, dass der Hochschulraum massgeblich 
umgestaltet wird und der Grundsatz der Hochschulautonomie im Rahmen der sogenannten 
Bildungsverfassung und dem Erlass des HFKG als Leitlinie des neuen Rechtsrahmens be-
trachtet wird. Die Hochschulautonomie wird als Grundsatz eines Hochschulraums angesehen, 
der hohen Qualitätsansprüchen gerecht werden will und die Hochschulen erwarten, dass ihnen 
diese Autonomie zugesprochen wird. Auf der anderen Seite stehen die Trägerkantone, welche 
die Hochschulen mit finanziellen Mitteln ausstatten und Steuerungsbedürfnisse haben, die 
sich einerseits aus dem Bildungs- und Wissenschaftsauftrag an die Hochschulen ableiten, an-
dererseits aber auch aus den Eigner- und Gewährleisterinteressen der Public Governance er-
wachsen. 
Im Rahmen der Masterarbeit konnte aufgezeigt werden, dass die Steuerungsbedürfnisse von 
Seiten Staat über die PCG ebenso befriedigt werden können, wie die Autonomieanliegen der 
Hochschulen. Die beiden zunächst widersprüchlich erscheinenden Anliegen sind miteinander 
vereinbar. Es bedarf aber auf beiden Seiten einer Fokussierung der Ansprüche auf den eige-
nen Hoheitsbereich, soll heissen: die PCG sollte die Politikoptik einnehmen und die Aussen-
steuerung wahrnehmen und die Hochschulautonomie sollte innerhalb des gesetzten PCG-
Rahmens umgesetzt werden und sich auf die Binnensteuerung, also die Managementoptik 
beschränken. 
Grundlagen für ein gelingendes Verhältnis zwischen Staat und Fachhochschule sind Vertrau-
en und Verständnis für die Bedürfnisse der jeweils anderen Seite. Die Fachhochschulen müs-
sen vermehrt erkennen, dass Kantone als Eigner und Gewährleister im Interesse einer effi-
zienten und effektiven Auftragserfüllung Einfluss auf die ausgelagerten Anstalten nehmen 
möchten. Die Kantone ihrerseits müssen anerkennen, dass Fachhochschulen einen Verfas-
sungsauftrag zu erfüllen haben, der weit über regionale und nationale Interessen hinausreicht. 
Fachhochschulen sind im Vergleich zu Universitäten junge Gebilde und es bedarf Zeit und 
Austausch zwischen Trägern und Fachhochschulen, um das gegenseitige Verständnis zu ver-
bessern. Ziel sollte es sein, dass die Träger spezifische PCG-Richtlinien für die Steuerung der 
Fachhochschulen verfassen und die Fachhochschulen über qualitativ gute Leistungserbrin-
gung sowie eine zielführende Rechenschaftslegung belegen, dass das in sie gesetzte Vertrauen 
gerechtfertigt ist. 
Richtet man den Blick auf die EHSM, so muss man feststellen, dass nationale Sport- und Be-
wegungsförderungsinteressen der Bundesverwaltung mit den Ansprüchen an autonome Hoch-
schulen nicht optimal vereinbar sind. Dem Grundsatz, dass den Hochschulen nicht nur ein 
Minimum an Autonomie, sondern die grösstmögliche Freiheit zugestanden werden sollte 
(Kaufmann, 2019, S. 8), kann innerhalb der zentralen Bundesverwaltung nicht entsprochen 
werden. Zwar sind Optionen vorhanden, um die Situation zu verbessern. Jede Option bringt 
aber Nachteile mit sich, die entweder auf Seiten der Verwaltung oder der Hochschule stark 
wirken. Allenfalls wäre es zielführend, den verfassungsrechtlichen Auftrag zur Führung einer 
Sportschule durch den Bund nach Art. 68 Abs. 2 BV kritisch zu hinterfragen. 
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Die EHSM ist gemäss Art. 4 Abs. 2b der Akkreditierungsverordnung HFKG ohne Prüfung 
der Zulassungsvoraussetzungen zur institutionellen Akkreditierung zugelassen und wird sich, 
wie alle Hochschulen und anderen Institutionen des Schweizerischen Hochschulraums gemäss 
Art. 24 Akkreditierungsverordnung HFKG, akkreditieren lassen. Damit steht ein erster Prüf-
stein für das Konstrukt EHSM bevor und es wird sich zeigen, welche Auflagen und Empfeh-
lungen die EHSM erhalten wird. 
Mit dem gewählten Vorgehen konnten die formulierten Fragen beantwortet werden. Es zeigt 
sich aber, dass einzelne Themen, wie etwa die Fragen zur Lehr- und Forschungsfreiheit der 
Hochschulmitarbeitenden, durch die Methode nicht abgedeckt werden konnten. Des Weiteren 
werden durch das Vorgehen nur Informationen analysiert, die öffentlich zugänglich sind. Die 
tatsächliche Umsetzung der Reglemente kann mit diesem Vorgehen nicht erfasst werden und 
auch eine vertiefte Analyse einzelner Dokumente war im Rahmen der Masterarbeit nicht 
möglich. Über Interviews mit Hochschulmitarbeitenden, Boardmitgliedern, Hochschulleitun-
gen oder auch Trägervertretern könnten die erhobenen Informationen in einem nächsten 
Schritt verifiziert und mit weiteren ergänzt werden. 
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